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Liebe MITstreiterinnen 
und MITstreiter,

Wahlanalyse der Landtagswahl zu be-
treiben, ruft in einem zwangsläufig die 
Frage auf, ob dies nun noch unter eine 
pathologische Aufgabe fällt, oder ob 
wir es hier schon mit einer Leichen-
beschau zu tun haben. Zugegeben, die 
Wähler der Grünen erfreuen sich bes-
ter Gesundheit. Sie hüpfen, tanzen und 
springen im Kreis. Diese kurzsichtigen, 
naiven, hörigen Kinder des Wohlfahrts-
staats fühlen sich trotz Corona und 
Finanzdesaster wohl wie die Maden im 
Speck. Maden… Leichenbeschau… ach 
ja. Man könnte auch sagen, die Grü-
nen sind die Maden auf der Leiche des 
deutschen Staates, tote Staaten heißen 
Wohlfahrtsstaat. Vielleicht erklärt den 
Grünen mal einer, wie die Geschichte 
mit den Maden und der Leiche am Ende 
immer zwangsläufig endet.

Was sich im Lager der CDU abspielt, 
sowohl auf Landes-, vor allem aber 
auf Bundesebene, lässt sich aus mei-
ner Sicht mit rein wissenschaftlichen 
Methoden nicht mehr umschreiben. 
Der Hirntod scheint wohl doch nicht 
das Ende zu sein. Und so ist der Titel 
„The Walking Dead“ zwar geklaut, um-
schreibt den aktuellen physischen Zu-
stand aber mehr oder weniger präzise.

Zugegeben, die Wortwahl scheint in 
Anbetracht der Lage, in der sich die 
Welt befindet, über den Maßen maka-
ber. Mit einer normalen Wortwahl lässt 
sich aber die Resignation, die Wut und 
die Fassungslosigkeit ob der schier 
grenzenlosen Ignoranz und Unfähigkeit 
der handelnden Akteure nicht mehr um-
schreiben. So war es in der Wahlkabine 
letztlich nur der schiere Respekt vor 
dem Leid und dem vergossenen Blut 
vergangener Generationen, welche 
in Kriegen und Revolutionen für die 
freie Demokratie und das Wahlrecht 
gekämpft haben, welcher einem dann 
noch ein Wahlkreuz abgerungen hat. 
Noch nie war es so schwer, weil schon 
lange die Ohnmacht vor dem Staats-
apparat nicht mehr so groß war.

Das höchste Gut des Menschen ist die 
Freiheit. Lieber frei, krank und ständi-
gen Risiken ausgesetzt als gesund und 
unterdrückt. Wer will schon als Opfer-
lamm im Streichelzoo des Wohlfahrts-
staats enden?

Am schlimmsten wiegt aber der Um-
stand, dass es kein ebenbürtiger Geg-
ner ist, der einen da langsam, aber 
sicher niederringt. Es ist nicht das ge-

wiefte Genie, der skrupellose Taktiker  
oder der kühle und berechnende Stra- 
tege aus der politischen Kaste in Ber-
lin, der die Menschen in Deutschland 
auf die Matte wirft. Es ist der plumpe  
Dilettantismus, das schiere Unver- 
mögen. Beim Blick in die CDU- 
geführten Ministerien, egal ob Gesund-
heit, Wirtschaft oder Verteidigung, 
fragt man sich ununterbrochen, ob 
überhaupt noch jemand seine ihm oder 
ihr übertragenen Aufgaben beherrscht, 
während die Koalitionsgenossen von 
der SPD in ihren Ministerien schon um 
die Eurodruckerpressen tanzen wie 
seinerzeit die Israeliten um das Golde-
ne Kalb.

Wenn man dem ganzen Regierungs-
gebaren ein Motto verpassen darf, dann 
doch dieses: „Gestern standen wir noch 
am Abgrund, heute sind wir schon einen 
großen Schritt weiter.“

Daniel Hackenjos
Stellvertretender Landesvorsitzender

Daniel Hackenjos

Vorwort
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Die Chronologie eines Niedergangs

Aufarbeitung tut Not

„Die CDU Baden-Württemberg hat mit einem deutlichen 
Vorsprung die Landtagswahl gewonnen und erhielt ins-
gesamt 44,2 % der Stimmen.“ Nein, dieser Satz entstammt 
nicht den Tagträumen christdemokratischer Parteitreuer, 
er wurde so von verschiedenen Medien im Land veröffent-
licht. Das war im Jahr 2006 mit Günther Oettinger. Seitdem 
ging es mit der CDU Baden-Württemberg in der Wähler-
gunst bergab.

2011 erlangte Stefan Mappus mit 39 % den letzten Wahl-
sieg für die CDU im Land und scheiterte dennoch, da es 
für Grüne und SPD zur Mehrheit reichte. Immerhin gelang 
es der CDU, absolut gesehen, Stimmen hinzuzugewinnen – 
auch dank starken Zuspruchs aus dem Mittelstand und der 
Senioren. Als Erklärung für den relativen Stimmenverlust 
von ca. 5 % wurden dann vor allem die von den Grünen mit 
angeheizten Diskussionen um S21 sowie der überhastete 
Atomausstieg nach Fukushima genannt. So hatte die CDU 
zwar ca. 126.000 Wähler an Grün-Rot verloren, konnte je-
doch ca. 221.000 Nichtwähler von 2006 reaktivieren.

Überhört wurde 2011 lediglich, dass 62 % der Wähler be-
klagten, dass sie bei Mappus/CDU nicht wüssten, für welche 
Politik diese stünden. Außerdem zeigte sich bereits damals, 
dass das CDU-Kandidatentableau, vor allem beim Spitzen-
kandidaten, nicht konkurrenzfähig war. Zwar sah der Wäh-
ler Mappus als stärkere Führungspersönlichkeit und kom-
petenter in Sachfragen an, doch punktete Kretschmann vor 
allem in den Bereichen Sympathie und Bürgernähe. An der 
CDU-Basis wurde schon damals gesagt: „Mappus wollte ein 
zweiter Strauß werden, doch das funktioniert nur in Bayern. 
Hierzulande wollen die Menschen einen Graf Eberhard im 
Bart“. Wenn auch ohne Bart, so sollte sich diese Erkenntnis 
in den folgenden Wahlen bestätigen.

10 Jahre freier Fall
Wurde 2011 in der Folgezeit als „einmaliger Betriebsunfall“ 
abgestempelt, sollte 2016 alles besser werden. Die von vie-
len an der Basis begrüßte (lediglich vom Partei-Establish-
ment verachtete) offene Kandidatenwahl brachte Guido 
Wolf in die Rolle des Herausforderers bei der Landtagswahl. 
Diese jedoch bestätigte den Negativtrend und brachte der 
CDU BW mit 27 % das bis dato schlechteste Ergebnis ihrer 
Geschichte. Drastisch sah es bei der Wählerwanderung aus. 
Bis auf Zugewinne durch SPD-Wähler verlor man an allen 
Fronten, vor allem an die AfD.

Die CDU stellte 2016 mit Guido Wolf zwar einen in der 
Wähler-Wahrnehmung sympathischeren Kandidaten auf als 
2011, jedoch gelang es auch ihm nicht, die Werte von Kret-
schmann zu schlagen, der in den vergangenen fünf Jahren 
sehr präsidial agiert hatte und höhere Popularität besaß. 
Aber auch andere Gründe lassen sich für den Absturz be-
nennen, der die CDU von 40 % in den Umfragen Ende 2015 
auf unter 30 am Wahltag führte: Vor allem die Flüchtlings-
debatte führte laut Forsa der AfD knapp 140.000 CDU-Wäh-
ler zu. Bildungs- und Verkehrspolitik rangierten dahinter. 
Was noch besonders schmerzte: Die CDU verlor sogar bis 
dato sicher geglaubte Hochburgen.

Bastian Atzger, MIT-Landesvorstandsmitglied und Bezirksvorsitzender  
MIT Württemberg-Hohenzollern
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Nach dem Wahldebakel wandte sich Thomas Strobl, damali-
ger Parteivorsitzender und zuvor von 2005 bis 2011 General-
sekretär, an seine Partei und erklärte vor dem erweiterten 
CDU-Landesvorstand in der IHK Stuttgart, die Angelegen-
heit zur Chefsache zu machen. „Strobl kommt als starker 
Mann nach Stuttgart“ (Zeit, 8. April 2016) und „wir wollen die 
Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen“ (TOP-Magazin 
2/16) waren die Botschaften der Stunde. Botschaften, die als 
Maßstab für die Landtagswahl 2021 herhalten sollten, Grund-
lage einer Strategie, den Landesvorsitzenden zum Spitzen-
kandidaten und Ministerpräsidenten zu machen. Es kam je-
doch ganz anders.

2021 als Tiefpunkt oder Wendepunkt?
Ja, einen Fehler hat Strobl dann tatsächlich nicht wiederholt. 
Als er merkte, dass die CDU-Basis ihn wieder nicht als Minister-
präsidenten wollte, stellte er sich zumindest nicht der erneuten 
Schmach einer hausinternen Niederlage und ließ Dr. Susanne 
Eisenmann den Vortritt als Spitzenkandidatin. Doch auch hier 
ist das Ergebnis schnell erzählt: 24,1 % für die CDU und nur 12 
Erstmandate gegenüber 58 für die Grünen und massive Verluste 
in allen Wählerklassifizierungen. Vor allem der Mittelstand, die 
Landwirte, die Senioren und das gebildete Bürgertum, die Aka-
demiker, liefen 2021 der CDU in Scharen davon.

Bezeichnend war diesmal zudem, dass es die CDU wie auch 
schon 2016 schaffte, auf den letzten Metern Boden zu verlieren. 
Lag man im Januar 2021 fast noch gleichauf mit den Grünen, die 
ihren Stimmenanteil ungefähr gleich hielten, ging es seitdem 
für die CDU bergab. Auch hatte es Eisenmann schwer, gegen 
die hohen Persönlichkeitswerte Kretschmanns anzukommen. 
Für viele, selbst in der CDU, war Kretschmann konservativ und 
bürgerlich genug, um sich von ihm zu lösen. Weder fachlich 
noch emotional wurde Eisenmann von Befragten mehrerer Um-
frageinstitute auch nur in der Nähe des Grünen gesehen. Der 
Masken-Skandal einiger CDU-Politiker schlug sich aufgrund des 
hohen Briefwahlanteils nicht voll im Wahlergebnis nieder.

Wahldebakel hausgemacht?
Fakt ist aber, dass es die CDU BW schon wieder nicht ge-
schafft hat, ihre Anhänger zu mobilisieren und im Land eine 
Wechselwirkung zu erzeugen. Im Gegenteil, mit einem an 

handwerklichen Fehlern strotzenden Lustlos-Wahlkampf 
vermittelte sie das Gefühl, wohl selbst nicht an einen Wahl-
erfolg zu glauben. Dabei waren nicht nur langatmige und 
ungekonnt wirkende Online-Aktivitäten das Problem, nein, 
die CDU schien auch den klassischen Wahlkampf verlernt 
zu haben. Einfachste Grundsätze des politischen Marke-
tings und Campaignings wurden missachtet. Dies wurde be-
sonders deutlich an den Plakatmotiven. Diese wirkten ideen- 
und lustlos, Farben und Schriftarten waren unprofessionell 
designt und die Slogans animierten im Internet zu Hohn und 
Spott. Es war, als hätte sich die CDU auf der Zielgeraden ab-
sichtlich selbst in die Reifen geschossen. 

Schwerpunkt
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Der Ansatz, alle Schuld auf Eisenmann abzuladen und da-
nach mit derselben Mannschaft und demselben Programm 

fortzumachen und unter Aufarbeitung des Wahldesasters 
einen fünfzehnminütigen Vortrag im CDU-Landesvorstand 
zu verstehen, kann nicht im Sinne der Partei sein. Unter-
nehmen würden nach einem derartigen Einbruch der Ge-
schäftsentwicklung jeden Stein umdrehen und alle Be-
reiche auf den Prüfstand stellen. Die Verantwortlichen 
weiterarbeiten zu lassen und noch die Leasingverträge 
ihrer Geschäftswagen zu verlängern, käme vernünftigen 
Ökonomen nicht in den Sinn. Interessant, dass die Partei-
basis den Wahlausgang sowie dessen politische Folgen der-
art stoisch zur Kenntnis nahm.

Analyse des Niedergangs
Auch wenn es derzeit Mode zu sein scheint, von der „Zer-
störung der CDU“ zu fantasieren, ist dieser Niedergang 
noch kein Untergang. Aber um die vollkommene Katastro-
phe noch zu verhindern, müssen in dieser Wahlperiode ein-
schneidende Änderungen vorgenommen werden. Die Frage 
lautet da natürlich sofort: welche?

Grundsätzlich sind die relevantesten Stellschrauben in 
der Politik die Faktoren „people and policies“, also die 
Führungspersonen und die Inhalte. Politische Führungs-
personen benötigen ihrerseits wiederum fachliche Kom-
petenzen und Führungsstärke. Wissenschaftliche Unter-
suchungen in diesem Bereich stützen vor allem Qualitäten 
wie Kommunikationsstärke, Charisma, und die Fähigkeit 
zum transformationalen Leadership, also der Qualität, 
durch die Vermittlung von Werten und Zielen eine Motiva-
tions- und Vorbildfunktion zu erlangen. 

Die Inhalte, als zweites Hauptuntersuchungsgebiet, sind 
dann das eher rationale Element, das man den Wählern prä-

Schwerpunkt

Beispiel eines Slogans, der online eher zur Häme als zur Wahl inspirierte.

Inhaltsanalyse Wahlprogramme und Koalitionsabkommen

Q
ue

lle
: P

ro
f. 

D
r. 

M
ar

c 
D

eb
us

, U
ni

ve
rs

it
ät

 M
an

nh
ei

m
, T

w
it

te
r



7

sentiert. Hier hat sich die CDU in den letzten Jahren aber 
massiv davon verabschiedet, Antreiber des politischen 
Marktes („market driver“) zu sein und hat sich eher als vom 
Markt getrieben („market driven“) präsentiert. Eine Studie 
der Universität Mannheim hat durch die Auswertung von 
gewichteten Begriffen („wordscores“) in Wahlprogrammen 
eine Analyse erstellt, wo und wohin sich Parteien in den 
Bereichen Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik bewegen. 
Aufgrund der geringen Größe des Sondierungspapiers im 
Vergleich zu Wahlprogrammen existiert hier zwar ein sta-
tistischer Schwankungsbereich, der zu einer gewissen Un-
schärfe in der genauen Festlegung der Positionen führt, 
jedoch veranschaulicht die Grafik eine messbare Tendenz: 
Alle Parteien, auch die CDU, positionierten sich 2021 deut-
lich linker als noch 2016. So ist vor allem das Sondierungs-
papier 2021 (ein Koalitionsvertrag war bei Redaktions-
schluss noch nicht geschlossen) wirtschaftspolitisch sogar 
noch linker einzuordnen als das Wahlprogramm der Grünen 
von 2016. Diese Grafik stützt somit die Wahrnehmung vie-
ler Mittelständler in der CDU.

Natürlich muss man als Partei Kompromisse eingehen, vor 
allem nach 15 Jahren Niedergang. Doch kann es nur im In-
teresse der CDU sein, sich jetzt die Frage zu stellen, wo sie 
sich in fünf bis zehn Jahren sehen will. Es gilt zu ermitteln, 
wie die ideale Führungsperson der Zukunft beschaffen 
sein soll und inwiefern die Aufgabe inhaltlicher Grund-
positionen der CDU, ihres Markenkerns, politisch von der 
Basis gewollt war, oder lediglich der Machtmanifestation 
der Parteispitze diente. Fragen und Gründe für eine Ana-
lyse gibt es somit mehr als genug.

Auftrag zur Aufarbeitung 
Im Gegensatz zu anderen Organisationen, in denen jeder 
sofort aus der Hüfte geschossen perfekte Ideen als Lösung 
präsentiert, plädieren wir Mittelständler aus den oben ge-
nannten Gründen zu einem überlegteren Ansatz. Erstens: 
Lassen Sie uns einen Analyseprozess durchführen und zu 
Beginn die wichtigen Fragen stellen. Zweitens: Lassen 
Sie uns nicht die Landtagswahl 2021 als einzelnes, iso-
liertes Studienobjekt unter ceteris paribus Bedingungen 
betrachten, sondern analysieren wir den Negativprozess 
seit 2011 als Ganzes. Drittens: Setzen wir auf CDU-Landes-
ebene eine Kommission ein, die nicht nur die Analyse auf 
wissenschaftlichen Grundsätzen basierend durchführt, 
sondern auch befähigt wird, Ergebnisse unverfälscht den 
Mitgliedern zu präsentieren und erarbeitete Implikationen 
aus der Analyse umzusetzen.

Als Fragen wären unter anderem geeignet:

• Weshalb nimmt der Wähler, insbesondere die Kernziel-
gruppe, die CDU BW seit 15 Jahren als inhaltlich nicht
greifbar wahr? Welche Botschaften transportiert die
CDU?

• Wie kann die CDU vor allem im Bereich der Wirtschafts-
kompetenz, ihrer alten Paradedisziplin, wieder die

Meinungsführerschaft erlangen und von dort aus wieder 
andere Politikfelder zurückerobern?

• Verfügt die CDU über eine langfristige Personalstrategie?
Wenn ja, wie sichert sie sich die kompetenten und elo-
quenten Köpfe der Zukunft?

• Sind Struktur sowie Arbeits- und Kommunikationswege
der CDU noch zeitgemäß?

Der CDU-Landesvorstand hat in seiner Sitzung vom 15. März 
2021 einstimmig die Analyse des Wahldebakels beschlossen. 
Daraufhin hat die MIT, zumindest im Bezirk Württemberg-
Hohenzollern, eine schonungslose und vor allem analytische 
Aufarbeitung des Gesamtprozesses mit wissenschaftlicher 
Methodik gefordert, ohne gleich eine Palastrevolution aus-
zurufen oder zu meinen, man wisse alles besser. Das mediale 
Echo hierauf war sehr erfreulich, und auch aus der Partei kam 
zahlreiche und namhafte Unterstützung. Doch darf es bei 
der Aufarbeitung nicht wieder nur bei Lippenbekenntnissen 
bleiben. Wir werden den Analyseprozess innerhalb der CDU 
daher weiter beobachten und begleiten. Gerne unterstützen 
wir die CDU mit Fragestellungen und Hinweisen zur Metho-
dik. Doch ob und wie der Negativtrend aufgearbeitet wird, 
das muss nun die CDU entscheiden. 

Bastian Atzger,

info@atzger.eu,

www.bastian-atzger.de
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Sehr geehrte 
Damen und 
Herren, liebe 
Freundinnen 
und Freunde 
der MIT,

ich sage es frei raus: Das Wahlergebnis 
vom 14. März 2021 ist schlecht – das 
schlechteste in unserer Geschichte. Da 
gibt es nichts zu beschönigen. Als Volks-
partei haben wir den Anspruch, das 
Lebensgefühl der Menschen in unserem 
Land auszudrücken. Das Ergebnis vom 
14. März zeigt, dass uns das im Moment
nicht gelingt. Gerade deshalb muss das
Ergebnis auch ein dringender Weckruf
sein. Ein Weckruf, auch zu uns selbst zu
finden.

Wir haben viele kluge Ideen, die unser 
Land in dieser herausfordernden Zeit 
voranbringen können. Sie speisen sich 
aus unseren drei Wurzeln der Christdemo-
kratie – der liberalen, christlich-sozialen 
und konservativen. All dies fußt auf einem 
festen Fundament: dem christlichen Bild 
vom Menschen. Daraus leiten sich all 
unsere Werte und Überzeugungen ab. 
Als starke Klammer für die Gesellschaft 
wollen wir das Ehrenamt weiter stärken. 
Wir stellen uns ein freies, ein sicheres, 
ein starkes Baden-Württemberg in Stadt 
und Land vor. Wir bauen auf solide Finan-
zen als Fundament – auch im Sinne der 
kommenden Generationen. Wir setzen 
auf Qualität in der Bildung, einen starken 
Rechtsstaat und Klimaschutz, der Öko-
logie und Ökonomie nicht in Widerstreit 
stellt, sondern verbindet. Dabei haben wir 
auch besonders unseren starken Mittel-
stand mit seinen tollen Unternehmen im 
Blick. Baden-Württemberg lebt von sei-
nem erfolgreichen Mittelstand und Hand-
werk. In unserem Mittelstand kommt zu-
sammen, was unser Land ausmacht: der 
Ideenreichtum und Fleiß der Menschen, 

das verantwortungsvolle Miteinander von 
Unternehmern und Mitarbeitern sowie 
die regionale Verwurzelung bei gleich-
zeitig weltweiten Beziehungen. 

Ein neues Kapitel für unsere CDU 
Baden-Württemberg
Diese Punkte haben wir auch in den 
Sondierungsgesprächen mit den Grünen 
betont. Und auf dieser Basis wollen wir 
ein neues Kapitel für Baden-Württem-
berg aufschlagen.

Dass wir weiterhin Verantwortung für 
unser Land übernehmen, darf uns aber 
keinesfalls von einer sehr ernsthaften 
Aufarbeitung des Wahlergebnisses ab-
halten. Ich habe es eingangs bereits an-
gedeutet. Wir werden dies tun. Ganz 
gründlich, mit wissenschaftlicher Be-
gleitung – und ohne zeitlichen Druck. 
24 % sind nicht und werden nie unser An-
spruch sein. Ein „Weiter so“ darf es daher 
nicht geben. Unsere Union braucht jetzt 
auch Aufbruch und Erneuerung – per-
sonell wie inhaltlich. Wir waren immer 
stark, wenn wir die Erfahrung Älterer 
mit dem Aufbruch und dem Engagement 
Jüngerer vereint haben – im allerbesten 
Sinne Union. 

Mit unserem Programm zur Landtags-
wahl „Neue Ideen für eine neue Zeit“ 
haben wir bereits die Melodie für die-
ses neue Kapitel gesetzt: modern, ver-
bindend und innovativ. So wollen wir in 
diese neue Regierung gehen. So stelle 
ich mir unsere CDU Baden-Württem-
berg auch in Zukunft vor. An dieser Stel-
le geht auch mein herzlicher Dank an 
Sie alle: Sie haben bei der Erarbeitung 
unseres Regierungsprogramms aktiv 
und engagiert mitgearbeitet und eine 
starke und hochmoderne Wirtschafts- 
und Mittelstandspolitik formuliert. Wir 
brauchen Bürokratieabbau und eine 
klare Ordnungspolitik. Wir brauchen 
eine liberale Wirtschaftspolitik, die unse-
ren Unternehmen den notwendigen 
Freiraum gibt, in dem Innovation und 
Kreativität entstehen können. Wir wol-
len den Standort Baden-Württemberg 
attraktiv gestalten. Dafür arbeiten wir 
gemeinsam. 

Politik mit Herz und Hirn
Sie alle erinnern sich vielleicht noch, 
wann und warum Sie Mitglied der CDU 
oder der MIT geworden sind. Ich bin 
in unsere Partei eingetreten, weil ich 
daran glaube, dass die Union die bes-

Schwerpunkt

Manuel Hagel MdL, Generalsekretär der CDU Baden-Württemberg 
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ten Antworten auf die Fragen der Zeit 
gibt – sowohl lokal in der Kommunal-
politik, im Land als auch national und 
international. Weil unsere Christdemo-
kratie für eine Politik mit Herz und Hirn 
steht. Das muss so bleiben – gerade was  
eine unserer Hauptkompetenzen, die  
Wirtschaftspolitik, angeht. Die MIT ist 
und bleibt hier ein starker Antreiber.

Ich selbst bin mit 18 Jahren auch 
Christdemokrat geworden, weil die 
CDU eine bejahende, eine gestaltende 
Partei ist. Ich bin überzeugt davon, 
das müssen wir auch in diesen schwie-
rigen Zeiten bleiben. Wir dürfen uns 
nicht in einen Kokon der Verbitterung 
und der schlechten Laune wie die SPD 
zurückziehen. Wir müssen klug auf-
arbeiten und uns für die Zukunft auf-
stellen – inhaltlich und personell. Und 
das Wichtigste: gut gelaunt, mit einem 
fröhlichen Gesicht. Auch wenn es die-
ser Tage manchmal schwerfällt. Eines 
kann man von den Sozialdemokraten 
lernen: Wer sich selbst nicht mag, den 
mag niemand. Lassen Sie uns das bes-
ser machen und eine Union sein.

Dafür bitte ich Sie alle um Ihre Unter-
stützung! Ich vertraue dabei ausdrück-
lich auch auf den Beitrag, den eine star-
ke und selbstbewusste MIT für unsere 
Union leistet. Vielen Dank für Ihr Enga-
gement. Es gibt viel zu tun, packen wir’s 
gemeinsam an.

Herzliche Grüße
Ihr 
Manuel Hagel MdL
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Sarah Schweizer MdL

Wir brauchen Möglichmacher 
für das Land - ein Rückblick auf 
die Landtagswahl

Die Wahlergebnisse der zurückliegenden 
Landtagswahl sind ein Warnsignal für die 
CDU. Wollen wir unseren Ansprüchen als 
Baden-Württemberg-Partei gerecht wer-
den, dürfen wir dieses Warnsignal nicht 
überhören. Lediglich 24,1 % der Stimmen 
verdeutlichen die Notwendigkeit einer 
ehrlichen Analyse, die sich nicht nur auf 
das Führungspersonal beschränken darf. 
Das schlechteste Ergebnis aller Zeiten aus-
schließlich auf die schwierigen Ausgangs-
bedingungen zurückzuführen, wäre zu ein-
fach und realitätsverweigernd. Wir müssen 
uns personell und inhaltlich moderner 
aufstellen, pointierter und transparenter 
kommunizieren und wieder näher an der 
Lebensrealität der Menschen sein. 

Für mich hat die Landtagswahl aber nicht 
nur Schattenseiten. Im Wahlkreis Göp-
pingen konnten wir dem Landestrend 
erfolgreich trotzen und meinem Team und 
mir ist es gelungen, im Wahlkreis im Ver-
gleich zu 2016 über 3 % hinzugewinnen. 
Das ist der stärkste Stimmenzuwachs in 
einem Wahlkreis in ganz Baden-Württem-
berg! Der authentische, engagierte und 
kandidatinnenfokussierte Wahlkampf hat 
sich letztlich ausgezahlt. Vor allem war die 
an Inhalten orientierte Kampagne und der 
Fokus auf zentrale Wahlkreisthemen wich-
tig, um sich vom inhaltsleeren Wahlkampf 
der politischen Konkurrenz abzuheben. 
Die Menschen erwarten von uns zurecht, 
dass wir nicht nur politische Phrasen nach-
erzählen, sondern klare Zukunftsvisionen 
skizzieren!

So stand im Fokus meiner Kampag-
ne die Stärkung des Wirtschafts- und 
Innovationsstandortes vor Ort. In ganz 
Baden-Württemberg basiert unser Wohl-
stand vor allem auf dem Erfolg der Auto-
mobilwirtschaft und des Maschinenbaus. 
Hier dürfen wir nicht einfach nur zusehen, 
wie diese Basis bröckelt, sondern müssen 

gegensteuern. Für mich heißt das ganz 
konkret, dass wir eine Standortkonferenz 
vor Ort brauchen, um unsere Stärken zu 
identifizieren und unsere Kräfte zu bün-
deln. Für die Menschen, gerade im Länd-
lichen Raum, sind aber auch die Themen 
öffentlicher Nahverkehr und digitale 
Infrastruktur Kernthemen, die wir noch 
viel stärker in den Fokus nehmen und bei 
denen wir endlich spürbar vorankommen 
müssen. 

Der Wahlkampf fand unter dem Eindruck 
der Coronapandemie statt. Das brachte 
viele Herausforderungen für persönliche 
Begegnungen, führte jedoch auch dazu, 
dass dies der bis dato digitalste Wahl-
kampf aller Zeiten war. Das Wichtigste ist 
jetzt, dass wir schnellstmöglich und mit 
Vollgas aus der Krise kommen. Die derzeit 
herrschende Verwirrung muss klaren Per-
spektiven für Wirtschaft und Gesellschaft 
weichen. Gerade weil uns die Pandemie 
noch lange beschäftigen wird, müssen 
wir im Krisenmanagement besser werden. 
Zeitgleich dürfen wir drängende Heraus-
forderungen wie den Umwelt- und Klima-
schutz nicht aus dem Auge verlieren. Klar 
ist, dass Klimaschutz nur mit und nicht 
gegen die Wirtschaft funktioniert. Hier-

für brauchen wir eine effizienzorientierte 
Energiewende mit Verstand und innovati-
ven Lösungen.

Als CDU müssen wir in den nächsten Jah-
ren vor allem unter Beweis stellen, dass wir 
für Aufbruch stehen und unsere Aufgaben 
nicht lediglich darin sehen, Bestehendes 
zu verwalten. Wir brauchen Möglich-
macher für das Land, die Ideen mutig 
vorantreiben und nicht auf die Hürden, 
sondern auf die Chancen schauen. Auf die 
Menschen zugehen, ihnen zuhören und 
die Dynamik eines Erneuerungsprozesses 
auch nach außen tragen: Dafür sollten wir 
uns alle mit ganzem Herzen die nächsten 
Jahre einsetzen. 

Sarah Schweizer,

sarah.schweizer@cdu.landtag-bw.de,

www.sarahschweizer.de

Sarah Schweizer, neu gewählte Abgeordnete im 
Landtag von Baden-Württemberg für den Wahl-
kreis Göppingen und seit 2020 stellvertretende 
MIT-Kreisvorsitzende in Göppingen

UNSER TEAM IM LANDTAG:
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Dr. Andreas Schwab MdEP

Politik beginnt mit dem  
Betrachten der Wirklichkeit!

Die CDU hat bei den Landtagswahlen 
in Baden-Württemberg ein historisch 
schlechtes Ergebnis erzielt. Im Vergleich 
zu 2016 haben 516.707 Menschen we-
niger ihre Stimme abgegeben und die 
Wahlbeteiligung ist um 6,6 Punkte ge-
sunken und lag bei 63,8 %. Wir sind als 
CDU wie schon 2016 zweitstärkste Kraft 
geworden, haben aber nur noch 24,1 % 
(-2,9) der Stimmen holen können und 
damit 278.717 Stimmen verloren. Wir 
hatten uns deutlich mehr erhofft; gerade 
in Baden-Württemberg. Denn hier haben 
wir von 1953 bis 2011 in Folge sieben 
Ministerpräsidenten stellen dürfen. 

Seit 2016 regiert die CDU in Baden-
Württemberg als Juniorpartner mit. Aus 
der Mitregierungsrolle heraus einen 
Wahlkampf zu gestalten, ist natürlich 
auch für den Spitzenkandidaten oder 
die Spitzenkandidatin eine besondere 
Herausforderung. Susanne Eisen-
mann hat engagiert gekämpft, und sie 
hat unser aller Respekt verdient, auch 
wenn kein besseres Ergebnis zustande 
kam. Man kann das baden-württem-
bergische Wahlergebnis mit Corona, 
mit Personalentscheidungen und der 
Maskenaffäre rechtfertigen. Das wäre 
aber der falsche Weg nach vorne. Wir 
müssen kritisch hinterfragen, was 

falsch gelaufen ist, und wir müssen den 
Denkzettel annehmen, den die Bürge-
rinnen und Bürger uns gegeben haben, 
so annehmen und unsere Konsequen-
zen ziehen; vor der Bundestagswahl in 
diesem Jahr.

Betrachtet man die Wählerwanderung 
bei der Landtagswahl, fällt auf: Wir 
haben als CDU viele Stammwählerinnen 
und Stammwähler bei der Landtags-
wahl verloren, vor allem an die Gruppe 
der Nichtwähler/-innen. Aber auch bei 

Dr. Andreas Schwab MdEP, stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe, Sprecher im Ausschuss 
für Binnenmarkt und Verbraucherschutz sowie Bezirksvorsitzender der CDU Südbaden

Schwerpunkt
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mit noch präziseren Werkzeugen.



13

den Grünen haben viele frühere CDU-
Wähler/-innen ihr Kreuz gesetzt, dafür 
ist sicher der Kretschmann-Effekt ver-
antwortlich. Viele Bürger sagen, er sei 
nur in der falschen Partei. Insofern ist es 
richtig, dass wir in einer neuen Koalition 
das Wahlrecht nun zügig verbessern, 
damit solche Effekte keine so dominie-
rende Rolle mehr spielen können.

Sicherlich hat die Corona-Pandemie 
diese Landtagswahl in mehrfacher Hin-
sicht geprägt. Sie hat den üblichen 
Wahlkampf mit Veranstaltungen, Wahl-
kampfständen und direkten Kontakten 
verhindert. Die Pandemie hat zudem zu 
einem Rekordniveau an Briefwählerinnen 
und Briefwählern geführt. Aber auch die 
thematische Agenda wurde von der Pan-
demie dominiert. 

Viele Bürgerinnen und Bürger sind un-
zufrieden mit dem Krisenmanagement, 
der fehlenden Öffnungsperspektive, 
Verzögerungen bei der Auszahlung von 
Wirtschaftshilfen und den gerade in den 
Grenzregionen teils unnachvollziehba-
ren Einschränkungen des alltäglichen 
Grenzverkehrs. Hier müssen wir ganz 
klar sagen, dass Fehler gemacht wurden, 
auch auf EU-Ebene. 

Das entscheidende Thema der Grünen - 
der Klimaschutz - ist aber auch für uns in 
der CDU ein wichtiges Thema. Es ist uns 
aber nicht gelungen, dieses Thema auch 
im Wahlkampf als ein Anliegen der CDU 
wahrnehmbar zu machen. Dabei stand 
der Klimaschutz immerhin ganz am An-
fang unseres CDU-Wahlprogramms. In 
Baden-Württemberg und auf Bundes-

ebene haben wir uns als CDU im letz-
ten Jahrzehnt für den Klimaschutz stark 
gemacht. Wir haben das Pariser Klima-
abkommen mit auf den Weg gebracht 
und den Ausstieg aus der Atomkraft be-
schlossen. Wir haben als CDU schon in 
den letzten Jahren im Rahmen der grün-
schwarzen Landesregierung gezeigt, 
dass Wirtschaft und Klimaschutz für 
uns Hand in Hand gehen und wir wollen 
auch in den kommenden Jahren dafür 
eintreten. Aber genau dafür steht eben 
die CDU: Klima- und Umweltschutz mit 
Augenmaß und dem Verständnis für die 
Vorteile der Technologieoffenheit sowie 
das finanziell Machbare!

Positiv für uns als Union ist: Es gibt im 
Land keine „Wechselstimmung“, son-
dern die meisten Wählerinnen und 
Wähler wollen Kontinuität. Deshalb ist 
der richtige Weg jetzt der, für den auch 
ich mich im Präsidium der CDU Baden-
Württemberg eingesetzt habe: Weiter-
führung der Koalition bei gleichzeitiger 
Erneuerung der CDU in Regierung, Frak-
tion und Partei!

Denn auch wenn die Mehrheit der Ba-
den-Württemberger mit der Arbeit 
der grün-schwarzen Landesregierung 
zufrieden war: Wir müssen als CDU 
wieder mit eigenen Vorschlägen punk-
ten! Und zwar mit Vorschlägen, die die 
großen Zukunftsthemen unserer Ge-
sellschaft betreffen. Nur so können 
wir die Aufmerksamkeit der Bürger auf 
unsere Ideen wiedergewinnen, Ideen, 
die nichts an ihrer Aktualität verloren 
haben! Erwin Teufel hat immer gesagt: 
„Politik beginnt mit dem Betrachten 

der Wirklichkeit!“ – und genau das müs-
sen wir uns jetzt zu Herzen nehmen! 
Unsere sozioökonomischen Unter-
stützermilieus, der Mittelstand, die Frei-
berufler, die Kirchen, die Wirtschaft, 
die Verbände, die Kommunen, die Ge-
werkschaften müssen von uns wieder 
in die großen Debatten mitgenommen 
werden. Wir müssen reden wollen – ge-
rade auf Landesebene! Wahlen werden 
nicht durch das Abwarten des Wahl-
termins gewonnen, sondern durch die 
dauerhafte Entwicklung von Lösungs-
ansätzen für die großen Fragen unserer 
Zeit! Und hier gibt es eine Vielzahl von 
Themen, zu deren Aufbereitung auch 
der Mittelstand in Baden-Württemberg 
aufgerufen ist. Wie können wir unseren 
Staat, unser Land so reformieren, dass 
Krisen besser und schneller bewältigt 
werden können? Wie können wir das 
Pariser Klimaschutzabkommen für unse-
re Wirtschaft und unseren Mittelstand 
nutzen? Wie können wir Bürokratie ab-
bauen, und Verfahren vereinfachen und 
beschleunigen? Nicht nur in der Ver-
waltung, auch in der Justiz! Wir müssen 
das Wahlergebnis, so schlecht es auch 
ausgefallen ist, als Auftrag annehmen, 
unsere eigenen Leistungen zu hinter-
fragen, und die politische Debatte wie-
der mit neuen Ideen und Vorschlägen 
befeuern – auf der Basis des christlichen 
Menschenbildes und einem Gespür für 
das politisch Machbare! Dann ist die 
CDU wieder in der Lage, die nächste 
Wahl zu gewinnen!

Dr. Andreas Schwab MdEP, 

andreas.schwab@europarl.europa.eu,

www.andreas-schwab.de

Schwerpunkt
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„Nach der Wahl ist vor der Wahl“

So oder so ähnlich könnte das Resü-
mee der Landtagswahlen in Baden-
Württemberg interpretiert werden. 
Welche Auswirkungen hat die Wahl 
in Baden-Württemberg inmitten 
einer historischen Krise, in einer 
industriellen Kernzone Europas, auf 
die Bundestagswahlen in Deutsch-
land? Mit Spannung beobachtete 
man, ob sich neue Bündnisse in der 
politischen Landschaft auftun, die 
womöglich als Blaupause für eine 
Regierungsbildung in Berlin dienen 
könnten. Die Wahlergebnisse lassen 
sich aber folgendermaßen inter-
pretieren: Kein „Weiter so“, aber auch 
keine „Aufbruchstimmung“. 

Als Unternehmer Baden-Württemberg 
werben wir seit Anbeginn der Krise dafür, 
das Krisen-Instrument des Lockdowns nur 
als Ultima-Ratio einzusetzen. Die tatsäch-
liche Entwicklung gibt uns leider recht. 
Die Jo-Jo-Lockdowns, zwischen Schlie-
ßungen und Öffnungen, verunsichern 
nicht nur die Menschen, sondern vor 
allem die Wirtschaft und die Unter- 
nehmen, ganz zu schweigen von den Gast-,  
Hotel- und Kulturbetrieben, die trotz 

Hygienekonzepten am stärksten unter 
den existenzbedrohenden Maßnahmen 
leiden. Ferner lenken die Diskussionen um 
Lockdowns und Öffnungsstrategien von 
der langsamen Impfkampagne und dem 
Flickenteppich an regional, zum Teil sogar 
kommunal unterschiedlichen Corona- 
Regelungen ab. 

Dies hat bereits wirtschaftliche Folgen. 
Während man erst kürzlich in Deutsch-
land das BIP-Wachstum nach unten 
korrigieren musste, hat die OECD das 
weltweite Wirtschaftswachstum höher 
prognostiziert als zuvor. Tatsächlich 
deuten die aktuellen Geschäftsklima-
bewertungen auf einen Rückgang der 
hiesigen Wirtschaftsleistung hin, wenn-
gleich sie sich auf einem ähnlichen 
Niveau wie 2018 bewegen. Ein zentraler 
Grund dafür ist die Planungsunsicher-
heit. Angesichts des schlechten Gesund-
heitsmanagements und der langsamen 
Impfkampagne können die Corona-Hil-
fen keine Effektivität entfalten, solange 
es keine Öffnungen gibt. Öffnungen sind 
aber nur in dem Umfang möglich, wie 
es die pandemische Lage erlaubt. Diese 
wiederum ist abhängig von der Impf-
kampagne und führt zu besagten Jo-Jo-
Lockdown-Vorgehen. Diese Gemenge-
lage schafft keine Sicherheit und vor 
allem keine Perspektiven.

Perspektiven sind aber essenziell, gerade 
in einer Krise. Jener Corona-Krise, die die 
Transformationsprozesse nochmals be-

schleunigt hat. Dazu gehören die Digita-
lisierung, neue Mobilitätsformen und die 
Diskussion um Antriebstechnologien und 
die Energiewende.

Die Corona-Krise zwingt uns in allen Lebens-
bereichen, digitale Kommunikationswege 
zu nutzen und zeigte die Versäumnisse in 
diesen Bereichen auf. Deshalb bedarf es 
dringend einer Digitalisierungsoffensive, 
insbesondere im schulischen Bereich. Hier 
bietet es sich an, schnellstmöglich die Mit-
tel aus dem DigitalPakt Schule in die Fläche 
zu bringen, um auch die Schulqualität zu 
steigern. Als Innovationsland kann es sich 
ein Bundesland wie Baden-Württemberg 
nicht leisten, Schülerinnen und Schüler 
ungenügend auszubilden. Die viertgrößte 
Weltwirtschaftsnation – Deutschland – 
muss in der Lage sein, allen Schülerinnen 
und Schülern einen digitalen Zugang zu 
bieten. Fernab des Homeschoolings zeig-
ten sich ebenfalls Verbesserungsbedarfe 
in der Qualität und Quantität der digita-
len Infrastruktur. Es ist dringend geboten, 
die weißen und grauen Flecken in Baden-
Württemberg zu beseitigen. Eine leistungs-
fähige digitale Infrastruktur einschließlich 
der Etablierung des 5G-Standards muss als 
Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge 
verstanden werden. Ebenso benötigen wir 
insbesondere in Baden-Württemberg eine 
One-Stop-Agency, womöglich auch ein 
Digitalisierungsministerium, um ganzheit-
lich, von dem Ausbau der Infrastruktur bis 
zu digitalen Kommunalverwaltungen, die 
Digitalisierung im Land zu gestalten.

Schwerpunkt
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Während der Krise machte sich ein zwei-
tes Phänomen auf: Die Renaissance der 
Auto-Nutzung. Die derzeitige Diskussion 
um ein „Verbrennerverbot“ ist völlig 
unangemessen, weil sie kluge, klima-
schonende Konzepte ausschließt. Auf 
dem Weg zu klimaneutraler Mobilität 
muss generell ein fairer Technologiewett-
bewerb zugelassen werden. Synthetische 
Kraftstoffe, Hybrid-Fahrzeuge und Brenn-
stoffzellen können unterschiedliche 
Beiträge im Mix der angestrebten inter-
modalen Mobilität bieten. Ebenso müs-
sen parallel Infrastrukturen geschaffen 
werden, um z. B. elektrische Antriebe in 
die Fläche zu bringen. Gleichermaßen 
zeigen die derzeitigen Entwicklungen, 
dass die Mittel für den Landesstraßenbau 
und die Planung voranschreiten müssen. 
Fahrzeuge, mit welchen Antriebsarten 
auch immer, werden auch künftig auf 
Straßen fahren. 

Die Herausforderung, in Europa bis 2050 
klimaneutral zu werden, ist beispiellos. 
Auch die Zwischenziele bis zum Jahr 
2030 sind sehr ehrgeizig gesetzt und 
trotz Corona-Krise nicht vernachlässigt 
worden. Um die damit verbundenen 
Defossilisierungsbemühungen zu unter-
stützen, brauchen wir einen zügigen Aus-
bau einer Wasserstoffwirtschaft sowie 
eine abgestimmte Klimapolitik. Die ba-
den-württembergische Roadmap gilt 

es, im engen Schulterschluss mit allen 
Akteuren konsequent, sektorenüber-
greifend und technologieoffen weiterzu-
verfolgen. Um den Austausch zwischen 
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik zu 
gewährleisten, gründete Unternehmer 
Baden-Württemberg frühzeitig den 
„Kompetenzkreis Wasserstoff“. Der hier 
entstandene Dialog ermöglicht die Prio-
risierung bestimmter Aktivitäten und 
zeigt den Beitrag Baden-Württembergs 
im Hinblick auf die nationale und euro-
päische Wasserstoffstrategie auf. Auch 
gilt es, die Klimaschutzaktivitäten des 
Landes mit denen auf Bundes- und euro-
päischer Ebene zu harmonisieren. Klima-
schutz kann und muss neben der öko-
logischen Dimension sozialverträglich 
und wirtschaftlich tragbar – also im bes-
ten Sinne „nachhaltig“ – sein. Deshalb 
sollte sich das Land unter anderem auch 
weiterhin dafür einsetzen, dass ein effek-
tiver Schutz der Unternehmen vor Ver-
lagerungen von CO2-Emissionen (Carbon 
Leakage Schutz Verordnung im BEHG) 
garantiert werden kann.

Die Sicherung von Wohlstand und 
Arbeitsplätzen durch eine realisti-
sche und angemessene Wachstums-
strategie, die in hohem Maße die inno-
vativen Kerne in Baden-Württemberg 
fördert, stehen im Mittelpunkt dieser 
Ziele. Hierzu plant Unternehmer Baden-

Württemberg den Aufbau einer cross-
industriellen Innovationsplattform für 
Mittelständler und KMU, mit deren Hilfe 
und den dahinterstehenden Netzwerken 
vorhandenes Innovationspotenzial „ge-
hoben“ werden kann. Die Wachstums-
strategie sollte auch die Etablierung 
einer Fehlerkultur fördern, nicht nur um 
eine Start-up-Ökonomie und Sprung-
innovationen hervorzurufen, sondern 
auch um im politischen Betrieb mutige 
Priorisierungen und Nachjustierungen, 
auch in der Entbürokratisierung, zu 
ermöglichen. 

Wenn sich die künftige Koalition von die-
sen Überlegungen leiten lässt und vor 
allem auf marktwirtschaftliche Prinzipien 
setzt, kann sie jene Kräfte in Bewegung 
setzen, die Planungssicherheit und Mut 
für zukunftsweisende Aktivitäten er-
zeugen und damit für Innovations- und 
Wachstumsimpulse sorgen, die den 
Wohlstand am Standort Baden-Württem-
berg sichern. 

Senator e.h. Wolfgang Wolf,

wolfgang.wolf@unternehmer-bw.de,

www.lvi.de

Unternehmer Baden-Württemberg
Der Landesverband der Baden-Würt-
tembergischen Industrie und die 
Arbeitgeber Baden-Württemberg 
sind Anfang 2021 zu dem neuen 
Verband „Unternehmer Baden-
Württemberg“ (UBW) verschmolzen. 
Der neue Verband bündelt und 
moderiert die wirtschafts-, sozial-, 
arbeits-, gesellschafts- und bildungs-
politischen Interessen von rund 80 
Mitgliedsverbänden sowie rund 110 
Einzelunternehmen aus Industrie, 
Dienstleistung, Handel, Handwerk 
und Landwirtschaft.
Die UBW verfolgen das Ziel, den 
Wirtschaftsstandort Baden-Würt-
temberg nachhaltig zu stärken. 
Dazu gehört insbesondere die 
Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit im Rahmen der Sozialen 
Marktwirtschaft nach den Prinzipien 
der unternehmerischen Freiheit, der 
Tarifautonomie, der Eigeninitiative 
und der Chancengleichheit.

Schwerpunkt

Senator E.h. Wolfgang Wolf, geschäftsführendes Vorstandsmitglied UBW – Unternehmer Baden-
Württemberg e. V.
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Landtagswahl 2021:

Ein Tiefschlag für 
die CDU auch in 
Rheinland-Pfalz

Der 14. März 2021 wird für die CDU nicht nur in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz, sondern der ganzen 
Union noch lange im Gedächtnis bleiben. In beiden Ländern 
erzielte die CDU die bisher schlechtesten Ergebnisse in ihrer 
nun über 70-jährigen Geschichte. Grund genug, darüber 
nachzudenken, ob das ein historischer Wendepunkt in der 
Geschichte der CDU ist. 

Die Wahlbeteiligung sinkt in Rheinland-Pfalz gegenüber 
2016 um rund 200.000 Wähler auf 64,4 % (-6 %). Die CDU 
verliert rund 142.000 Wähler und erreicht nur noch 27,7 %, 
also -4,1 %. Durch Wahlenthaltung erlitt die CDU den größe-
ren Teil ihrer Verluste. Natürlich gibt es für die Niederlage 
landespolitische Gründe, die sich zum Teil von Baden-Würt-
temberg unterscheiden. Die dominante und anerkannte 
Person des Ministerpräsidenten ist in Rheinland-Pfalz eine 
Sozialdemokratin. Sie stabilisiert das SPD-Ergebnis gegen 
den Bundestrend und hält den Erfolg der Grünen in Grenzen. 
Entsprechend unterschiedlich verteilen sich auch die Wähler-
stimmen nach Alter und Geschlecht zwischen SPD und Grü-
nen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. Rechts des 
Rheins wählen 36 % der Frauen Grün und 11 % SPD, links 
des Rheins genau umgekehrt. Rechts des Rheins wählen die 
über 60-Jährigen zu 35 % Grün und zu 13 % SPD, am anderen 
Ufer zu 41 % SPD und zu 5 % Grün. In beiden Bundesländern 
kommt die CDU bei allen Altersgruppen, bei beiden Ge-
schlechtern und in allen Bildungsabschlüssen nicht über 285 
hinaus – mit einer Ausnahme in Rheinland-Pfalz: 33 % der 
Männer über 60 Jahre wählen CDU. Beide Landesparteien 
haben das gleiche Problem ihrer defizitären Wählerstruktur. 
Das dürften sie mit der Union in ganz Deutschland teilen.

Erstmals ziehen in Rheinland-Pfalz die Freien Wähler mit 
einem landesweit bekannten Spitzenkandidaten mit 5,4 % 
in den Landtag, überwiegend zu Lasten der CDU. Die FWG 
hat sich auch gleich zu einer Art „besserer CDU“ ausgerufen, 
in der die von der Union Enttäuschten besser aufgehoben 
sind als bei der AfD. In Rheinland-Pfalz ist die CDU aus der 
Oppositionsrolle angetreten, in Baden-Württemberg als 
Juniorpartner der Landesregierung. Das hat den Nieder-
gang der CDU in Mainz vielleicht abgefedert, zusammen 
mit einem außerordentlichen hohen Anteil an Briefwählern, 
die schon sehr früh votiert hatten. Gegenkandidaten zu be-
liebten amtierenden Ministerpräsidenten haben fast nie 
eine Chance, das Ansehen der Amtsinhaber an Bekanntheit, 
Kompetenz und Vertrauen zu erreichen, schon gar nicht 

beim ersten Anlauf. Aber der Abstand muss geringer sein, 
wenn man gewinnen will. Das war aber unter Corona-Be-
dingungen so schwer wie nie.

In groben Zügen lassen sich die landespolitischen Defizite 
der CDU in Rheinland-Pfalz nennen. Sie hat gerade im Wahl-
kampf zu wenig angegriffen und dabei versucht, die Figur 
der Ministerpräsidentin zu entzaubern, obwohl es dafür 
handfeste Themen gibt. Niemand war bereit, diese Aufgabe 
zu übernehmen oder wurde darin bekräftigt. Noch im Januar 
lag die CDU in den Umfragen vor der SPD. Die CDU hat nicht 
ausreichend versucht, das mit landespolitischen Angriffen 
zu stabilisieren.

Die CDU Rheinland-Pfalz muss sich aber auch dem demo-
skopischen Befund stellen, dass ihr nur noch auf dem Feld 
der inneren Sicherheit mehrheitlich eine bessere Kompe-
tenz als den anderen Parteien zugeschrieben wird. Das gilt 
leider auch für die Wirtschaftspolitik. Daran muss die CDU 
in den kommenden Jahren intensiv arbeiten. Nicht zuletzt 
dem Einsatz und der Unterstützung durch die MIT ist es zu 
verdanken, dass 12 von 31 Mitgliedern der MIT angehören. 
Die MIT regt an, dass die Fraktion wieder einen Parlaments-
kreis Mittelstand (PKM) bildet. Gemeinsam mit dem PKM 
will die MIT ein mehrjähriges wirtschaftspolitisches Arbeits-
programm entwickeln, dass die CDU als die Partei für bessere 
Wirtschaftspolitik bewusst macht.

Die außerordentliche Höhe der Wahlniederlage ist aber 
nur bundespolitisch zu erklären. Da ist der dramatische 
Vertrauensverlust für die Union im Zuge der Corona-Kri-
se, getoppt durch die Masken-Affäre. Das hat allen landes-
politischen Themen den Resonanzboden geraubt. Ein solcher 

Schwerpunkt

Helmut Klapheck, Landesgeschäftsführer der MIT-Rheinland-Pfalz
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Effekt verfolgt die CDU Rheinland-Pfalz geradezu tragisch 
seit den Wahlen im Jahr 2001 (Spendenaffäre Kohl und CDU 
Hessen, 2011 Fukushima, 2016 Flüchtlingskrise). 

Das Ergebnis ist aber auch der bundesweiten Entwicklung 
der Union in den vergangenen 20 Jahren geschuldet. Ange-
la Merkels Strategie der „asymmetrischen Demobilisierung“ 
ist endgültig gescheitert. Die gezielte programmatische 
Entkernung der CDU zugunsten flexibler Beliebigkeit für 
Kompromisse mit allem, was links von der Union ist und die 
erratischen Alleingänge der Kanzlerin bei Kernthemen für 
die Union (z. B. Wehrpflicht, Atomausstieg, offene Grenzen 
2015/16, schrittweise Verwandlung Europas in eine Trans-
ferunion) haben zwangsläufig das politische Profil der CDU 
verdunsten lassen. Für nun fast die Hälfte ihrer früheren 
Wähler ist die CDU beliebig austauschbar. Sie verliert ihre 
Substanz als Volkspartei.  

Die Wahl am 14. März 2021 war ein allerletzter Weckruf für 
die CDU Deutschlands. 

Sie muss sich programmatisch und personell umfassend er-
neuern. Sie muss das eigene Profil wieder neu aufbauen und 
den Menschen bewusst machen. Sie muss konkrete Antwor-
ten auf existentielle Kernfragen geben, wie zum Beispiel:

• Wie verbinden wir Klimaschutz durch Soziale Marktwirt-
schaft mit Wachstum und Wohlstand?

• Welche Entwicklung soll die Integration Europas nehmen? 

• Wie verbinden wir eine ausgeglichene demografische Ent-
wicklung mit Erwerbstätigkeit und Karrierechancen?

• Wie erhalten wir einen fairen Vertrag der Generationen mit 
erträglichen Lasten für Erwerbstätige und Unternehmen?

• Wie steuern und beherrschen wir Migration in einer globa-
lisierten Welt mit rasantem Bevölkerungsanstieg und wie
gelingt uns die Integration der Zugewanderten?

Das Grundsatzprogramm des MIT-Bundesverbandes und die 
Beschlüsse von Bundesvorstand und Bundesmittelstands-
tagen enthalten solche Antworten beispielhaft. Die CDU 
muss sich nur bedienen.

Die CDU muss die Unterschiede zu den politischen Konkur-
renten deutlich machen und deshalb auch angreifen. Nicht 
nur die AfD, die man sichtbar in Grenzen verweisen kann. 
Unser neuer Hauptkonkurrent sind die Grünen. Denen läuft 
man nicht hinterher, sonst wird das Original gewählt und 
nicht die Kopie. Die Grünen greift man an und entlarvt ihr 
Programm als das, was es ist: eine maßlose Überforderung 
des Staates mit irrwitziger Schuldenfinanzierung, autori-
täres Gängeln und Verbieten statt Anreize, Angebote und 
Selbstverantwortung, illusionäres Multikulti statt Ver-
pflichtung auf die Normen einer freiheitlichen Gesellschaft. 
Nur eine Union, die wieder erkennbar ist, wird Erfolg haben.

Helmut Klapheck,

helmut.klapheck@mit-rlp.de,

www.mit-rlp.de

Schwerpunkt

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen e.V.

Baden-Württemberg Rheinland-Pfalz



18

MIT Südbaden

Was die Politik nach dem Wahldebakel 
vom Mittelstand lernen kann

Der Ausgang der Wahl in Baden-Württemberg war seit längerer 
Zeit absehbar. Aber scheinbar nur für diejenigen, die ehrlich 
zu sich selbst waren und es sehen wollten. Und für die, die 
mit dem Mittelstand redeten. Wer bis dato jedoch nur lieber 
über die Mittelständler redete und nicht für sie, zeigte sich 
überrascht.

Bereits im November 2020 haben sich die vier MIT-Bezirks-
vorsitzenden in Baden-Württemberg in einem offenen Brief 
an die Bundes-CDU gewandt. In einer klaren und deutlichen 
Sprache hoffte man, dem Generalsekretär Paul Ziemiak die 
Stimmung der Basis und die Dringlichkeit des faktischen 
Handelns vermitteln zu können. Der anschließende stan-
dardisierte Austausch und die spätere Antwort auf diesen 
Appell verdeutlichten die mangelnde Wertschätzung der 
vorgetragenen Anliegen und die realitätsferne Art der Wahr-
nehmung. Das Erwachen am Wahlabend mag daher auch für 
manchen überraschend und schmerzlich gewesen sein.  

Der Wahlausgang gründet sich nicht nur auf Maskenskandal 
und Corona, sondern hat weitere, tiefer liegende Ursachen. 
Der Ausgang der Landtagswahl in Baden-Württemberg, 
analog zu den Verlusten bei vorherigen Wahlen, ist nur die 
(vorläufige) Spitze einer jahrelangen Entfremdung zwischen 
der Basis einer Volkspartei und deren Vertretern. Warnende  
Rufer gab und gibt es viele, die Frage ist nur, ob man sie 
hören bzw. darauf reagieren wollte. 

Wenn ein mittelständisches Unternehmen eine solche Reso-
nanz über Jahre hinweg auf seine Angebote erfahren würde, 
wäre es längst insolvent und vom Markt verschwunden.  
Der/die Inhaber/in wäre nicht nur in persönliche Haftung 
genommen worden, sondern hätte alles verloren. Nicht so 
in der Politik. 

Um das zu verhindern, führen Unternehmer rechtzeitig eine 
komplette „Inventur“ durch. Von der Geschäftsführung, 
über die Mitarbeiter, selbst die Kunden- und Lieferanten-
beziehungen - alles wäre auf den Prüfstand gestellt und 
nichts wäre von der Betrachtung ausgenommen worden. 
Die Gesamtheit dieser Erkenntnisse mündet dann in kon-
krete Umsetzungsstrategien bzw. lösen einen Erneuerungs-
prozess aus. Scheut man diese Vorgehensweise, ist der 
wirtschaftliche Erfolg und somit zugleich das Überleben 
dieses Betriebes gefährdet. 

Die CDU kann – will sie überleben und weiter mitgestalten 
- nicht länger warten, die vorangegangenen Wahlen endlich
ehrlich zu analysieren und einen Erneuerungsprozess einzu-
leiten. Eine Volkspartei muss den Anspruch haben, inhalt-
lich und personell die Realität der täglich hart arbeitenden
Bürger wahrzunehmen und den erhaltenen Auftrag greifbar
in der parlamentarischen Arbeit auszuführen. Die Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion Südbaden wird nicht nur die
angekündigte „Inventur“ weiterhin einfordern, sondern auch 
den Prozess kritisch und, wenn nötig auch aktiv, begleiten.

Ruth Baumann,

ruth_baumann@outlook.de,

www.mit-suedbaden.de

Aus den Kreisen & Bezirken

Frei geplante Architekten-
häuser. Für Menschen, die
Ihren eigenen Plan vom
Leben haben. Und indivi-
duelle Vorstellungen vom 
Wohnen. weberhaus.de

Ich will ein Haus mit Ausstrahlung. 
Und Charakter.

Mein Haus. Meine Welt.  
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MIT Heidelberg

Grün-schwarze Herausforderung 
annehmen und kraftvoll in die 
Zukunft!

Das Ergebnis der Landtagswahl in Ba-
den-Württemberg ist für die CDU sehr 
enttäuschend. Nur rund 24 % ist kein 
Meisterstück. Und wieder hinter den 
Grünen zu landen, tut weh. Da drängt 
sich die Frage auf, was wurde versäumt? 
Warum konnten viele Wähler ihr Kreuz 
nicht bei der CDU machen? War die CDU 
im Schatten von Winfried Kretschmann 
zu farblos?

Die Union sollte sich nun in der neuen 
grün-schwarzen Koalition den Heraus-
forderungen stellen. Nur rund 24 % für 
die CDU gegenüber rund 33 % für die Grü-
nen. Der Unterschied ist nicht so groß, 
als dass sich das nicht ändern ließe. Dazu 
braucht es jetzt die richtigen Themen 
im Fokus, die charismatischen Persön-
lichkeiten und eine Modernisierung der 
Parteiarbeit. Die Kernkompetenz der 
CDU lag in den erfolgreichen Jahren im 
Pragmatismus und in der Fähigkeit, gute 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
und die zukünftige Entwicklung zu schaf-
fen. Solide Haushalte und Finanzen run-
deten das Feld ab. Der ländliche Raum 
wurde maßgeblich von der CDU mit-
gestaltet. Die CDU konnte die Menschen 
erreichen und mitnehmen. Was kam nun 
zu kurz? Wurde der Wandel teilweise ver-
schlafen? Ist das große Thema „Klima“ zu 
kurz gekommen? 

Klar ist, die Wähler und die Wählerinnen 
erwarten von der Politik begleitet zu wer-
den. Die Herausforderungen der nächs-
ten Jahre müssen glaubhaft und ehrlich 
angegangen werden. Die CDU muss sich 
auch nicht hinter der Klimapolitik der Grü-
nen verstecken. Im Gegenteil, moderne 
Umwelttechnik, Digitalisierung bis auf 
den letzten Bauernhof im Schwarzwald, 
klimafreundliche Energiegewinnung, Ab-
fallvermeidung, Start-up-Förderung - das 
sind Themen, die die CDU längst in der 

Muttermilch hat. Nachhaltigkeit steht 
schon in der Bibel. Die ist keine neue Er-
findung von anderen. Man muss es nur kla-
rer bekennen und pragmatisch umsetzen.

Die Klimapolitik der Grünen hat ihre 
Schwächen. Oft ist sie nicht zu Ende 
gedacht, überfordert die Bürgerinnen 
und Bürger. Manche Funktionäre wollen 
mit dem Kopf durch die Wand aus ideo-
logischen Gründen. Solide Umwelt- und 
Klimapolitik der CDU geht besser. Wohl-
stand heißt: Wirtschaft plus Klima!

Ein Beispiel: Synthetische Treibstoffe  
(E-Fuel oder Syn-Fuel) können den moder- 
nen Verbrennungsmotor ohne CO2-Be-
lastung und damit viele Arbeitsplätze im 
Südwesten erhalten. Wer wie die Grünen 
nur auf E-Mobilität setzt, ist zu einseitig 
unterwegs und ignoriert die Umwelt-
probleme bei der Batterieproduktion! 
Eine Vielfalt von Möglichkeiten in der 
privatwirtschaftlichen Produktion er-
laubt den Bürgerinnen und Bürgern die 
Entscheidung, welches Fortbewegungs-
mittel sie wählen. Diese Freiheit darf man 
nicht nehmen. Das ist klimapolitische 
Herausforderung der Union! Die CDU 
muss hier konsequenter und deutlicher 
werden! 

Dabei ist darauf zu achten, dass die Grü-
nen unser Land nicht in eine Planwirt-
schaft drücken. Der Markt muss es rich-
ten. Und die Unternehmer insbesondere 
im Mittelstand haben eine hohe soziale 
Verantwortung und Kompetenz, um hier 
den Ausgleich zu schaffen. 

Übrigens: Es wäre wünschenswert, das 
Wirtschafts-, Finanz- und das Innen-
ministerium für die CDU zu gewinnen. 
Wir brauchen in dieser Koalition eine 
Symbiose mit den Grünen auf Augen-
höhe. Nur so gelingt es wieder, Wahlen 

zu gewinnen. Mit Sicherheit kann die 
CDU mit Wirtschaft und Finanzen am 
besten umgehen! Modernisierung und 
Zukunftskompetenz sind der Schlüssel. 
Die Versöhnung von Ökologie und Öko-
nomie ist der Kern!

Tilo Müller,

info@mit-heidelberg.de,

www.mit-heidelberg.de

Tilo Müller, MIT-Kreisvorsitzender Heidelberg, for-
dert die Versöhnung von Ökologie und Ökonomie 
als Markenkern der Union

Aus den Kreisen & Bezirken

75365 Calw, Tel. 0 70 51/16 25-0
eMail: info@audax.de
www.sonnenschutz-folien.eu
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MIT Mannheim 

Corona-
Schnelltest  
als Chance? 
Ja, aber…

Seit mehr als einem Jahr ist der Betrieb in 
vielen mittelständischen Unternehmen nur 
eingeschränkt oder zeitweise gar nicht mög-
lich. Ob Einzelhandel, Gastronomie oder 
vor allem körpernahe Dienstleistungen, sie 
alle leiden unter den Restriktionen, die von 
der Ministerpräsidentenkonferenz zur Ein-
dämmung der Pandemie mal nachvollzieh-
bar, mal weniger nachvollziehbar an-
geordnet werden. Die Sinnhaftigkeit dieser 
Regeln soll an dieser Stelle nicht in Frage 
gestellt werden. Doch ist hier ein bundes-
einheitlicher Maßnahmenkatalog zu for-
dern, an den sich dann auch alle Bundes-
länder ausnahmslos halten. Wenngleich 
der Föderalismus grundsätzlich gut ist und 
die Dezentralisierung die Wirtschaft im 
Vergleich zu vielen zentralisiert regierten 
Ländern fördert, so darf aber durchaus 
ein kritisches Überdenken des Föderalis-
mus im Bereich des Infektionsschutzes ge-
fordert werden. 

Der Mittelstand hat zwischenzeitlich 
neben der Einhaltung der Hygiene-
regeln auch eigene Hygienekonzepte 
entwickelt, um die Ansteckungsgefahr 

und damit der Ausbreitung der Pande-
mie entgegenzuwirken. Bund und Länder 
haben nun umfassende Teststrategien 
beschlossen. Alle Bürgerinnen und Bür-
ger können sich seit dem 8. März einmal 
wöchentlich kostenfrei in Testzentren 
und bei ausgewählten Apotheken und 
Ärzten testen lassen. Doch reicht dies?
Bisher wird an Unternehmen, an Restaurants 
oder den Einzelhandel appelliert, auf eigene 
Kosten ihre Belegschaft bzw. ihre Kunden 
testen zu lassen. Einige Unternehmen sind 
dieser freiwilligen Selbstverpflichtung auch 

nachgekommen und haben eigene Test-
zentren eingerichtet. Doch öffentlich wird 
nun auch die Einführung einer gesetzlichen 
Verpflichtung für Betriebe diskutiert.
„Eine gesetzliche Verpflichtung für Betriebe 
ist abzulehnen“, so der Mannheimer MIT-
Vorsitzende Alexander Fleck. „Ein Gesetz 
schafft nur mehr Kosten und fördert die 
Bürokratisierung, von der wir sowieso schon 
zu viel haben. Mehr Schutz wird hierdurch 
sicherlich nicht erzeugt“, betont Fleck im Hin-
blick auf die ohnehin vorhandene flächen-
deckende Eigeninitiative der Unternehmen. 

Selbsttest im Kampf gegen Corona

Aus den Kreisen & Bezirken
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Schließlich sei es ureigenes Interesse der 
Unternehmen, Arbeitsplätze „coronasicher“ 
zu gestalten. Zudem weist er auf organisato-
rische und rechtliche ungeklärte Fragen hin, 
so z. B. die Unsicherheiten bzgl. der eventu-
ell bestehenden Meldepflicht, des Daten-
schutzes, der Entsorgung der Tests und der 
Frage, wer testen und bescheinigen darf.

Was Fleck sich wünsche? „Die Unternehmen 
sind finanziell sowieso schon angeschlagen. 
Was wir jetzt benötigen, sind die Zurver-
fügungstellung kostenloser Schnelltest-Sets 
und kostenlose Schnelltest-Schulungen für 
unsere Mitarbeiter. Dies entlastet nicht nur 
finanziell die Wirtschaft, sondern leistet 
einen Beitrag zur Überwindung der Pande-
mie und zur Entlastung der Testzentren. Die 
Politik muss lernen, den Mittelstand als Part-
ner zu verstehen und nicht immer abwertend 
zu beurteilen“, so Fleck abschließend.

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.deWunschergebnis: negativ

Aus den Kreisen & Bezirken

Herzlich Willkommen im Golfclub Marhördt,
der Golfclub Marhördt bietet Ihnen alles, was das anspruchsvolle Genießerherz 
sich wünscht. Fernab von Hektik und Verkehrslärm liegt die traumhafte Golf-
anlage, auf der Sie in Ruhe ihren Ball einlochen können. Nach der sportlichen 
Herausforderung begrüßt Sie unser Küchenteam mit exquisiten Speisen und 
Getränken. Lassen Sie sich von uns verwöhnen, wir freuen uns auf Ihren Besuch!
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MIT Ludwigsburg

Ludwigsburg 
segelt gegen 
den Wind

Um zu erklären, warum ein Segelboot 
gegen den Wind fahren kann, muss man 
im Physikunterricht gut zugehört haben. 
Man muss das Zusammenspiel zwischen 
Windströmung, Ruder und Kiel verstehen 
und wissen, was Auftrieb und Wider-
stand bedeutet. 

Auch in der Politik kann man trotz 
Gegenwind vorankommen. Zugegeben, 
es ist einfacher, sich im Kreisverband 
mit Rückenwind aus Berlin und Stutt-
gart schieben zu lassen. Im Ludwigs-
burger MIT-Vorstand aber sind wir uns 
einig, in den kommenden Monaten die 
Theorie des Segelns für die Arbeit des 
Kreisverbands anzuwenden. Wir wol-
len trotz Corona und trotz des Gegen-
winds der Großwetterlage versuchen, 
den Kreisverband weiter nach vorne 
bringen. 

Thematische Schwerpunkte Digitali-
sierung und Bürokratismus 
Die digitale Revolution betrifft jede Bran-
che, nur anders und nicht immer zur glei-
chen Zeit. Digitalisierung hat einzelne 
Bereiche schon komplett verändert wie 
zum Beispiel die Druckindustrie. Viele 

produzierende Unternehmen befinden 
sich mitten im Veränderungsprozess, 
während den meisten Handwerkern und 
vielen Dienstleistern die eigentliche 
Umstellung noch bevorsteht. Spannend 
jedenfalls ist zu sehen und aus erster 
Hand zu erfahren, wie sich die jeweiligen 
„Branchen-Vorreiter“ auf die neuen Ge-
gebenheiten einstellen. 

Es gibt mit hoher Wahrscheinlichkeit 
keinen Unternehmer, der nicht über die 
Auswüchse von Überregulierungen und 
engstirnig-formalistischem Vorgehen 
von Behörden und Verwaltungen be-
richten kann. Die zeitliche und damit 
auch finanzielle Belastung durch Büro-

kratie ist in vielen Betrieben unerträg-
lich geworden. Beispielsweise muss ein 
typischer Gastronomiebetrieb sage und 
schreibe 125 verschiedene gesetzliche 
Vorschriften einhalten. Eine repräsenta-
tive Befragung von Bäckereien in Baden-
Württemberg hat ergeben, dass jeder Be-
trieb im Schnitt 12,5 Stunden pro Woche 
für die Erfüllung von bürokratischen 
Pflichten aufwendet. Diese Bürokratie-
kosten steigen ständig. 

Auf der anderen Seite beteuert die Poli-
tik seit Jahren, gegen Bürokratismus 
angehen zu wollen. Aus diesem Grund 
haben CDU und MIT im Kreis Ludwigs-
burg das Konzept eines „Bürokratie-
gipfels“ entwickelt, das wir nun umsetzen 
wollen. Wir werden in regelmäßigen Ab-
ständen Mitgliedern (und Interessen-
ten) ein Forum bieten, ihre ganz konkre-
ten individuellen Bürokratieprobleme 
persönlich mit unseren Abgeordneten 
der Europa-, Bundes- und Landesebene 
sowie der Landkreisverwaltung zu be-
sprechen. Dabei werden wir versuchen, 
Abhilfe im Einzelfall zu schaffen und/
oder allgemeine politische Initiativen 
anzustoßen. 

Tue etwas und rede viel darüber
Einen breiten Raum in der Vorstands-
arbeit wird künftig die Öffentlichkeits-
arbeit einnehmen. Uns ist klar, dass die 

Michael Jacobi, Kreisvorsitzender MIT Ludwigsburg

Aus den Kreisen & Bezirken
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Zeiten eines alleinzuständigen Presse-
sprechers vorbei sind. Früher genügte es, 
ab und zu einen Pressetext zu verfassen. 
Heute fächert sich Öffentlichkeitsarbeit 
in eine Vielzahl von Teilbereichen auf, 
die erstens unterschiedliche „Talente“ 
erfordern und zweitens vor allem viel 
Zeit. Unmöglich, dafür ein einzelnes 
ehrenamtliches Vorstandsmitglied zu 
„verpflichten“. 

Die Öffentlichkeitsarbeit in Ludwigs-
burg gliedern wir in fünf Felder, die von 
zehn unserer Vorstandsmitglieder über-
nommen worden sind. Somit hoffen wir, 
die zeitliche Belastung für jeden in Gren-
zen zu halten und jeden so einzusetzen, 
dass er oder sie auch eine gern gewählte 
Aufgabe findet. Die fünf Felder lauten: 
regelmäßige Aktualisierung der Website 
(was auch das Verfassen von Inhalten 
einschließt), Social Media, Newsletter, 
die Betreuung unseres neu entwickelten 
Abstimmungstools sowie die Umsetzung 
eines Neumitgliederkonzepts.  

Networking bei Afterwork-Events
Hinter diesen englischen Schlagworten 
verbirgt sich das Normalste dieser Welt: 

Menschen kommen mit Menschen zu-
sammen, reden und lernen sich kennen. 
Dabei entstehen Kontakte, Freund-
schaften und geschäftliche Verbindungen. 
Leider bietet die MIT bislang kein Online-
portal, über das die Mitglieder mit anderen 
Mitgliedern in Kontakt kommen könnten. 

Sobald es Corona wieder zulässt, wol-
len wir regelmäßig viermal im Jahr zu 
Afterwork-Veranstaltungen einladen. 
Hierfür sind wir zu Gast im Gebäude der 
Bildungsakademie ReStart in Tamm mit-
ten im Landkreis Ludwigsburg. Dort kön-
nen wir den Coworking Space in der obe-
ren offenen Büroetage nutzen. Neben 
einem kurzen Gastvortrag soll vor allem 
für lockere Gespräche bei Snacks und Ge-

tränken ausgiebig Zeit und Räumlichkeit 
bestehen. 

Der „Businessplan“ unseres Kreisver-
bands umfasst also drei Ebenen: inhaltliche 
Schwerpunkte, mit denen wir (hoffentlich) 
bei allen (bestehenden und neuen) Mit-
gliedern offene Ohren finden werden, zwei-
tens ein ambitioniertes Konzept für unser 
öffentliches Erscheinungsbild und drittens 
zwanglose Kontaktpflege für uns und unse-
re Gäste in einer attraktiven Location. Auf 
einen Wetterumschwung aus Berlin wollen 
wir jedenfalls nicht warten. 

Michael Jacobi,

info@mit-ludwigsburg.de,

www.mit-ludwigsburg.de

Die MIT Ludwigsburg plant regelmäßige Veranstaltungen in der ReStart Bildungsakademie in Tamm.

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Emmendingen 

Klopapier – der Rettungsschirm für den lokalen Einzelhandel?

Wie Familie Jundt aus Emmendingen mit einer 
mutigen Aktion bundesweit einen Hilferuf des 
Einzelhandels startete

Die Innenstadt, egal ob groß oder klein, 
ist das soziale und kommunikative Zen-
trum einer Stadt. Hier treffen sich Men-
schen, verbringen ihre Freizeit, versorgen 
sich mit Gütern und Dienstleistungen. 
Handel ist Wandel, die Einzelhändler 
sind bereit, sich zukunftsfähig zu machen 
und stehen auch aufgrund der aktuellen 
Beschränkungen vor großen Heraus-
forderungen. Die fehlende Öffnungs-
strategie der Bundes- und Landes-
regierungen treibt die bisherigen Kunden 
in den Onlinehandel und verändert das 
Kundenverhalten. 

Die Eheleute Annette und Marcel Jundt 
entwickelten aus ihrer Enttäuschung 
und Wut über die fehlende Öffnungs-
perspektive eine Strategie, welche sie 

innerhalb von nur zwei Tagen gemeinsam 
mit der Werbeagentur „Now Commu-
nication“ umsetzten. Sie eröffneten 
den ersten Klopapier-Flagshipstore in 
Deutschland. Bedingt durch den Lock-
down zeigt dieser ungewöhnliche Schritt, 
wie Mittelständler mit Herzblut sich für 
die Gegenwart und die Zukunft ihrer 
Betriebe engagieren. In der 130-jähri-
gen Firmengeschichte hat es sicherlich 
nicht an Herausforderungen gefehlt, 
aber die aktuellen Umstände zwingen 
gerade dazu, mit neuen, frischen und 
ungewöhnlichen Ideen den Fortbestand 
des eigenen Unternehmens zu sichern. 
Wo bisher Mode und Accessoires ge-
kauft werden konnten, werden nun auch 
unterschiedliche Drogerieartikel sowie 
regionale Lebensmittel angeboten. Zwi-

schen Klopapier und Nudeln finden sich 
auch modische Blusen oder schicke Bla-
zer, die auf den nahenden Sommer ein-
stimmen. Familie Jundt zeigt einfach 
genau das, was ihre Familie schon seit 
1890 auszeichnet: die Fähigkeit, sich auf 
die aktuelle Situation einzustellen. Das 
Sortiment wurde, wie man es von einem 
Kaufmann erwartet, wirtschaftlich sinn-
voll neu aufgestellt. So kann man sich 
von den unzureichenden Hilfen oder gar 
dem Tropf des Staates lösen. Statt un-
tätig und frustriert auf Bescheide und 
Überbrückungshilfen zu warten, packte 
man es an. Hilfreich war sicherlich auch, 
dass das Ladengeschäft im Eigentum der 
Familie ist. „Betongold“ als Absicherung 
der Familie, auch für das Alter, oft diffa-
miert und mit Abgaben belastet, zeigt in 

Eheleute Annette und Marcel Jundt, die Erfinder des ersten Klopapier-Flagshipstore Deutschlands

Auch als Betrieb mit über 130-jähriger Firmen-
geschichte muss man innovativ sein, denn Handel 
ist Wandel.

Aus den Kreisen & Bezirken
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Krisenzeiten seine Verlässlichkeit. Kun-
den und Händler aus der ganzen Region 
waren begeistert von der Aktion und be-
glückwünschten die Einzelhändler zu die-
ser unkonventionellen Idee. Mit Worten, 
mit Einkaufen oder sogar mit Blumen-
sträußen als Anerkennung und Wert-
schätzung für die mutigen Kämpfer.  

Heftigen Gegenwind verspürte die Fa-
milie aber von der Landesregierung. So 
durfte man die Öffnung des Flagship-
stores auf keine Weise bewerben, weil 
man strömende Menschenmassen be-
fürchtete und es diese zu verhindern 
galt. Beim Discounter, Drogerie- und 
Baumarkt geduldet, beim Mittelständler 
sanktioniert. Angesichts der hohen 
Lobeslieder in Reden auf Familienunter-
nehmen erstaunt es sehr, dass Landes-
regierung und Landratsamt bereits die 
Werbung eines regionalen und altein-
gesessenen Familienbetriebes für ge-
fährlich halten. Während große Voll-
sortimenter Schutz genießen, sehen 
sich die kleinen und mittelständischen 
Betriebe mit täglich wechselnden und 
oft unsinnigen Verordnungen kon-
frontiert. Trotz Umsetzung sämtlicher 
Hygienevorschriften bremsen Mutlosig-
keit, Planungslosigkeit und Bedenken, 
während die wirtschaftliche Existenz auf 

dem Spiel steht. Im Modegeschäft mit 
direktem und unmittelbar kontrollier-
baren Kundenkontakt kann die Gesund-
heitsgefährdung doch nicht höher sein, 
wenn beim Filialisten Menschenströme 
„durchgeschleust“ werden. Während in 
einer Drogerie vier Personen pro 40 m² 
einkaufen dürfen, soll es in einem Mode-
haus nur eine Person sein. 

Leider ist in der Zwischenzeit, nachdem 
die Vorgehensweise von Familie Jundt 
bundesweite Nachahmer gefunden 
hat, durch das Land die Umstellung des 
Sortiments als Möglichkeit der Existenz-
sicherung verboten worden. Diese Vor-
gehensweise der Verwaltung erinnert 
nicht nur an DDR-Politik, sondern hat 
vielen Einzelhändlern die Perspektive auf 
Zukunft genommen und somit schluss-
endlich zur Schließung des Klopapier-
Flagshipstores geführt.

Wie ein Stadtzentrum lebendig und at-
traktiv sein kann, auch in Corona-Zeiten, 
bewies Familie Jundt eindrucksvoll mit 
ihrem Mut und ihrem Produktangebot. 
Einkaufen, Shoppen, Freizeitgestaltung 
und menschlicher Austausch unter-
einander. Die Überbrückungshilfen sind 
immer noch nicht vollständig ausbezahlt, 
und die Beantragung ist aufgrund der 

ständig wechselnden Berechnungsgrund-
lagen eine Zumutung für jeden Unter-
nehmer.   Ein „Weiter so“ kann es nicht 
geben, sonst werden aus den Erlebnis-
räumen Innenstädte, die leblos und dem 
Niedergang geweiht sind, Geisterstädte. 

Der Versteppung der Innenstädte wird 
nur durch Geschäfte mit modernen 
Konzepten, ansprechende Restaurants, 
Cafés und Räume zum Verweilen ent-
gegengewirkt werden können. Dienst-
leister wie Ärzte, Banken und Kulturein-
richtungen ergänzen dies und tragen zur 
Lebendigkeit bei. Viele Einzelhändler 
haben mühevoll und oft kostenintensiv 
Hygienekonzepte erarbeitet und um-
gesetzt, digitale Technologien wie die 
Luca-App schaffen weitere Sicherheit.  
Diese oft kleinen Unternehmen haben 
sich sehr schnell auf die Corona-Situa-
tion eingestellt. Sie benötigen jetzt eine 
greifbare Perspektive der Politik, wann 
und wie sie wieder öffnen können. Sie 
sind nicht Bittsteller, sondern Arbeit-
geber und Steuerzahler und haben Wert-
schätzung verdient.  

Markus Reich,

reich@mit-emmendingen.de,

www.mit-emmendingen.de

Wie immer am Puls der Zeit: Markus Reich (links), MIT-Kreisvorsitzender Emmendingen und Ruth Bau-
mann, Bezirksvorsitzende MIT Südbaden

Marcel Jundt zeigt, wie man weltweite Mode mit 
regionalen Produkten kombiniert 

Aus den Kreisen & Bezirken
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10-Punkte-Plan zur Steuerpolitik

MIT fordert Steuer-
reform und bessere 
Verlustverrechnung 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) dringt auf 
eine grundlegende Steuerrechtsreform zu Beginn der nächs-
ten Legislaturperiode. In einem 10-Punkte-Konzept fordert 
der MIT-Bundesvorstand unter anderem die Absenkung der 
Gesamtsteuerlast für Unternehmen sowie eine vollständige 
Abschaffung des Solidaritätszuschlages. Die Verlustver-
rechnung soll abermals verbessert werden, ebenso die In-
vestitionsfähigkeit des Mittelstands. 

„Die Pandemie und der anhaltende Lockdown lasten wie 
ein schwerer Sack Zement auf dem Rücken der Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber in Deutschland“, sagt MIT-
Bundesvorsitzender Carsten Linnemann. Noch immer seien 
ganze Branchen in ihrer wirtschaftlichen Betätigung ein-
geschränkt. Das Vorkrisen-Niveau liege in weiter Ferne. 

„Wir müssen schleunigst eine Wachstumsstrategie ent-
wickeln, die eine grundlegende Reform des Steuerrechts 
beinhaltet“, fordert Linnemann. „Indem wir das Steuerrecht 
umfassend modernisieren, werden wir mehr Investitionen, 
Innovationen, Wachstum und in der Folge höhere Steuer-
einnahmen erreichen.“ 

Die MIT dringt auf die rasche Umsetzung zehn steuer-
politischer Forderungen zu Beginn der kommenden 
Legislaturperiode. So soll zur Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der Körperschaftsteuersatz auf 10 % 
abgesenkt und der Solidaritätszuschlag vollständig ab-
geschafft werden. „Die Steuerlast deutscher Unternehmen 
und Unternehmer ist im internationalen Vergleich zu hoch 
und wirkt gerade nach einer Krise wachstumshemmend“, 
sagt Sebastian Brehm, Co-Vorsitzender der MIT-Steuer-
kommission und finanz- und haushaltspolitischer Sprecher 
der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag. 

Ebenfalls soll die bereits auf Initiative der MIT verbesserte 
Verlustverrechnung nochmals und dauerhaft verbessert 
werden. Dazu sollen die Höchstbetragsgrenzen auf 50 bzw. 
100 Millionen Euro bei Zusammenveranlagung angehoben 
sowie die Verlustverrechnung auf mindestens zwei Jahre 
ausgeweitet werden. „Die steuerliche Verrechnung der ak-
tuellen Verluste wegen Corona mit Gewinnen aus den Vor-
jahren ist noch immer der einfachste und schnellste Weg, 
um im Kern gesunden Unternehmen durch die Krise zu hel-
fen“, sagt Linnemann. 

Das Einkommensteuersystem soll insgesamt leistungs-
freundlicher und einfacher gestaltet sein. Die MIT fordert, 
dass der Mittelstandsbauch abgeflacht wird. Der Spitzen-
steuersatz soll so verschoben werden, dass er nicht schon 
nahe beim Durchschnittseinkommen greift. Daneben setzt 
sich die MIT dafür ein, dass der Arbeitnehmerpauschbetrag 
von derzeit 1.000 auf 2.000 Euro verdoppelt wird und die 
2020 neu eingeführte Homeoffice-Pauschale beibehalten 
wird. 

Sebastian Brehm, Co-Vorsitzender der MIT-Steuerkommission und finanz- und 
haushaltspolitischer Sprecher der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag
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Zur Stärkung der Eigenkapitalquote im Mittelstand for-
dert die MIT eine deutlich verbesserte Ausgestaltung der 
Thesaurierungsbegünstigung. Die Gewerbesteuer soll zu 
einer Zuschlagsteuer umgewandelt werden, sodass die fi-
nanzielle Stabilität der Kommunen verbessert wird. Zudem 
fordert die MIT attraktivere Abschreibungsbedingungen, 
eine Reform des Außensteuerrechts, eine globale Steuer-
lösung für die Digitalwirtschaft, beschleunigte Betriebs-
prüfungen sowie die Förderung von privatem Wohneigen-
tum bei der Grunderwerbsteuer.  

In einem weiteren Vorstandsbeschluss bekennt sich die 
MIT klar zur Schuldenbremse. Brehm: „Die im Grundgesetz 
verankerte Schuldenbremse ist ein voller Erfolg. Sie ist das 
Fundament für solide Staatsfinanzen, Wirtschaftswachstum 
und Generationengerechtigkeit. Nach Bewältigung der Pan-
demie ist die Schuldenbremse daher ein wichtiger Baustein 
für die Zukunft unseres Landes.“

Hubertus Struck,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de

Den entsprechenden Beschluss dazu finden Sie auf der 
Webseite der Mittelstands- und Wirtschaftsunion unter 
https://www.mit-bund.de/content/10-punkte-plan-zur-
steuerpolitik-mit-fordert-steuerreform-und-bessere-ver-
lustverrechnung.

MIT Bund

Unternehmenssanierung ohne Insolvenzverfahren
Beratungsfelder:
• Arbeitsrecht
• Bank-	und	Kapitalmarktrecht
• Datenschutzrecht
• Handels-	und	Gesellschaftsrecht
• Internationales	Wirtschaftsrecht
• M&A/Unternehmenskauf
• Sanierungsberatung
• Wettbewerbs-	und	Marketingrecht
• Wirtschaftsstrafrecht

Derra, Meyer & Partner
Rechtsanwälte PartGmbB
Frauenstraße	14
89073 Ulm

Derra, Meyer & Partner
Rechtsanwälte PartGmbB
Rotebühlstraße	44
70178 Stuttgart

Tel.:	 07 31/9 22 88 0
Fax:	 07 31/9 22 88 88
dmp@derra-ul.de
www.derra.eu

Tel.:	 07 11/62 01 08 35
Fax:	 07 11/51 89 01 59
dmp@derra-s.de
www.derra.eu

Die	 Chancen,	 ein	 Unternehmen	 erfolgreich	 durch	 eine	 wirt-
schaftliche	 Krise	 zu	 führen,	 sind	 gestiegen.	 Grund	 dafür	 ist		
das	 neue	 StaRUG	 –	 das	 Gesetz	 über	 den	 Stabilisierungs-	 und		
Restrukturierungsrahmen	für	Unternehmen.

Unsere	spezialisierten	und	erfahrenen	Berater	aus	dem	Bereich	
Sanierung	und	 Insolvenz	helfen	 Ihnen	dabei,	die	neuen	gesetz-
lichen	Instrumente	bestmöglich	für	Ihr	Unternehmen	zu	nutzen	
und	Krisen	frühzeitig	abzuwenden.	Kontaktieren	Sie	uns	für	ein	
erstes	informatives	Beratungsgespräch!



28

Offener Brief vom 26.03.2021 - Planlos, Ratlos, Mutlos!

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel,

wir sind dem Mittelstand in unserem Land 
zuzurechnen. Lange haben wir uns das 
Auf und Ab des letzten Jahres – ausgelöst 
durch die Coronapandemie - angeschaut. 
Vieles haben wir überwiegend still mit-
getragen, auch wenn die getroffenen 
Entscheidungen nicht immer unsere Zu-
stimmung fanden. Die Beschlüsse der 
letzten Ministerpräsidentenrunde sind 
noch nicht vollständig in der Bevölkerung 
angekommen, da gibt es schon Änderun-
gen und Abweichungen. Wir möchten 
nicht mehr schweigen, sondern Ihnen als 
Bürgerin und Bürger des Landes unsere 
Zweifel an den bisher getroffenen Ent-
scheidungen vortragen.

„Planlos, ratlos, mutlos“, so titelt die 
Bildzeitung am 24.03.2021. Besser 
kann man das Coronamanagement der 
Bundesregierung und der Minister-
präsidentinnen und -präsidenten, egal 
welcher Partei sie angehören, nicht zu-
sammenfassen. Diese drei Worte sind 
eine Beschreibung des Reagierens der 
Politik seit Beginn der Pandemie. Von 
vorausschauendem Agieren der handeln-
den Personen kann keine Rede sein. Lei-
der können wir auch dem  Bundesgesund-
heitsministerium unter der Leitung von 
Jens Spahn keine guten Noten erteilen. 
Anfänglich haben der Mittelstand und 
die Bürger seinen Worten vertraut, dann 
aber stellten sie vielfach das Ausbleiben 
der Taten fest. Viele Schwächen wurden 
deutlich.

„Eitelkeiten und das Besserwissen“ 
einzelner Länderchefs führten ge-
troffene Entscheidungen und ein-
geleitete Maßnahmen häufig „ad 
absurdum“. Sie sorgten für die Ver-
unsicherung der Bürger. Sie führten im 
Zeitverlauf zu Protesten und zu har-
scher Kritik. Eigentlich sind kritische 
Worte, wenn man sie denn erhört und 
auch ernst nimmt, die Basis für positive 
Veränderungen. So kennen wir das aus 

den mittelständischen Unternehmen. 
Warum? Weil der Unternehmer für sich 
und seine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie deren Familien das Geld 
erwirtschaften muss. Deshalb arbeitet 
er lösungsorientiert und zeitsparend.

Mit dem Beginn der Pandemie wurde 
deutlich, in welche Abhängigkeiten 
vom außereuropäischen Ausland unse-
re Republik sich begeben hat. Masken, 
Medikamente und Arztkleidung waren 
gar nicht ausreichend da. Sie waren nicht 
mal zu besorgen.  

Also krempelten die mittelständischen 
Unternehmer die Ärmel hoch, produzier-
ten (sogar branchenfremde Unternehmen) 
und schlossen diese Versorgungslücke 
in kürzester Zeit.  Andere Mittelständler 
machten sich an die Arbeit und ent-
wickelten Impfstoffe. Ihnen gelang das Un-
glaubliche. Im Dezember 2020 wurden die 
ersten Seren zugelassen. Zuversicht in der 
Bevölkerung, Zuversicht im Mittelstand. 
Parallel wurden Coronatests und Schnell-
tests produziert und an den Markt ge-
bracht. Der Mittelstand, Frau Merkel und 
sehr geehrte Herren, hat bewiesen, warum 
Deutschland einst eine führende Stellung 
in der Weltwirtschaft einnahm.

Dann hat die Politik die Verantwortung 
für das Verteilen der Impfstoffe und der 
Coronatests übernommen. Das war ein 
schlechter Tag: Kein „Just do it“, son-
dern das Aufstellen von Regeln waren 
die Folge.  Bürokratie in der Pandemie. 
Ein Vordruck nach dem anderen wurde 
und wird noch entwickelt. Darin sind die 
Bundes- und die Landesverwaltungen 
„Marktführer“. Bis sie mit dem Aufstellen 
und dem Überwachen dieser Regeln fer-
tig sein werden, sind viele weitere Men-
schen gestorben und werden es noch. 

Wenn bis dahin noch jemand meinte, 
dass die Politiker etwas vom Managen 

verstehen, dann musste er sich eines 
Besseren belehren lassen. Impfzentren, 
die kaum oder gar nicht genutzt werden 
und jeden Tag viel Geld kosten, sind Ihre 
Antwort auf die Forderung nach schnel-
lem Handeln. Impfzentren, die viele alte 
und kranke Menschen niemals erreichen 
können. 

Warum nutzen Sie nicht vom ersten Tag 
an die Infrastruktur, die wir in unserem 
Land mit den niedergelassenen Ärzten, 
den Betriebsärzten und den Apotheken 
haben? Wir finden darauf keine Antwort. 
Diese Personengruppe hat mehrfach ver-
sichert: „Wir stehen bereit“. Wir hören 
von verfallenen Impfstoffen wegen Zeit-
ablauf, weil der „katalogisierte Patient“ 
abgesagt hat, statt sie irgendjemandem 
zu geben, der gerade impfwillig ist. Es 
wird viel zu viel Zeit mit der Erfassung 
und Dokumentation der Impffolge 
vergeudet. 

Immer wieder haben der Einzelhandel 
und das Hotel- und Gaststättengewerbe 
die Zähne zusammenbeißen müssen, seit 
im März 2020 die Entscheidung zum ers-
ten harten Lockdown getroffen wurde. 
Keine Einnahmen, aber laufende Kos-
ten. Das geht nicht lange gut. Fehlende 
Liquidität ist das Todesurteil für jedes 
Unternehmen. Da nutzen auch Corona-
Hilfspakete, die wegen der strangulieren-
den Bürokratie nicht umgesetzt werden, 
gar nichts. 

Was die Politik in dieser Gesundheits-
krise nicht schaffte, haben die Unter-
nehmer dieser Branchen aber hin-
bekommen. Sie haben Konzepte und 
vernünftige Hygienemaßnahmen ent-
wickelt, um das Geschäft aufrecht zu 
erhalten und dem Ruin zu entkommen. 
Wir als Bürger dieses Landes haben 
uns an vielen Stellen, in vielen Unter-
nehmen davon überzeugen können, 
dass bei Einhaltung dieser Maßnahmen 

MIT Bund
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dem Kunden kein Schaden droht. Um-
sätze und Erträge aus den Umsätzen 
im reduzierten Umfang wären mög-
lich. Dem Mitbürger würde in dieser 
schwierigen Zeit eine kleine Perspekti-
ve geboten.

Es gibt inzwischen nicht wenige Unter-
nehmer, die sich durchaus vorstellen 
können, in vergleichbaren Situationen 
künftig den Vorschlag zu machen, dass 
Abgeordnete des Bundes und der Län-
der für einige Monate auf ihre Diäten 
und Aufwandsentschädigungen sowie 
auf die Personal- und Sachkosten-
zuschüsse verzichten sollen. Dann be-
fänden sie sich, so die Meinung dieser 
Unternehmer, im Gleichklang mit vie 
len Selbstständigen in unserem Land, 
die in nicht wenigen Fällen um ihre Zu-
kunft bangen müssen. Und dann hät-
ten auch die Damen und Herren der 
Ministerpräsidentenkonferenz ein In-
teresse gehabt, dass schnelle, unbüro-
kratische, pragmatische Lösungen auf 
den Tisch kommen.

Planlos, ratlos und mutlos war in den 
vergangenen Monaten auch das Ver-
halten der Politik mit ihren Kultus-

ministern in der Schulfrage. Schu-
len auf, Schulen zu, mit Maske, ohne 
Maske, mit Tests, ohne Tests. Präsenz-
unterricht oder Teilpräsenz. Home-
schooling, aber durch wen? Wenn 
hier die besonders schutzbedürftigen 
Großeltern nicht eingesprungen 
wären, dann hätte es an vielen Stellen 
schlecht ausgesehen. Auch den Schu-
len kommt in dieser Zeit der Pande-
mie eine besondere Verantwortung 
zu. Es war in den Monaten des ersten 
Lockdowns schnell deutlich geworden, 
dass niemand sich  verantwortlich fühl-
te,  Ideen für die Zeit danach oder für 
einen eventuellen zweiten Lockdown 
zu entwickeln. So war es dann auch. 
Die meisten Schulen waren und sind 
nur schlecht vorbereitet. Die Schulen, 
die sich sinnvolle Konzepte überlegten, 
so war es zu hören, wurden an der Um-
setzung gehindert.

Bitte gehen Sie über in den Modus 
„Just do it“. Das versteht der Bür-
ger, das versteht der Mittelstand. 
Hören Sie auf, sich mit Ausreden und 
Schuldzuweisungen an den Dritten zu 
überbieten. Mit Nichtstun oder mit 
zurückhaltendem Tun machen Sie sich 

mitverantwortlich für die fruchtlos 
vergangene Zeit. Es ist besser,  einmal 
einen Fehler zu machen. Hauptsache, 
es wird für den Bürger gehandelt. 

Gleichlautendes Schreiben erhalten Herr 
Ministerpräsident Armin Laschet, Herr 
Ministerpräsident Markus Söder, Olaf 
Scholz, Bundesminister der Finanzen 
und Michael Müller, Vorsitzender der 
Ministerpräsidentenkonferenz. 

Mit freundlichen Grüßen

gez. Dipl. Ing. (FH) Peter Erl 
Osterhofen, Bayern

gez. Margarete Reiser
Sigmaringen, Baden-Württemberg

gez. Michael Darda
Neukirchen-Vluyn,
Nordrhein-Westfalen

gez. Franz Josef Pschierer
Mindelheim, Bayern

gez. Matthias Klein
Zürich, Schweiz / Nordrhein-Westfalen
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Jetzt wird durchregiert! 
Kein Polizeistaat gegen  
SARS-CoV-2!

Die Auszahlung der Hilfen verzögert sich 
um Monate. Der Impfbeginn verzögert sich 
um Monate. Wir sehen also, dort, wo der 
Bund zuständig ist, funktioniert es nicht. 
Jetzt sollen die Länder und Landkreise an 
die Kandare genommen werden! 

Ein Jahr Erfahrung mit dem politischen 
Management der Pandemie hat die Ver-
mutung, die Sache befinde sich in guten 
Händen, endgültig zerstört. Bei allem 
Verständnis für Fehler, handelt es sich 
allerdings bei der verzögerten Aus-
zahlung der Corona-Hilfen und bei der 
Beschaffung des Impfstoffes um unent-
schuldbare handwerkliche Fehler gra-
vierendster Art. Die menschlichen und 
finanziellen Lasten daraus werden dem 
Bürger aufgebürdet.

Jetzt wird so getan, als läge dies an der 
Zuständigkeit und Uneinsichtigkeit der 
Landesregierungen. Es wird der Eindruck 
erweckt, als sei das Infektionsgeschehen 
nur durch bundeseinheitliche Regelun-
gen zu moderieren. Deshalb glaubt An-
gela Merkel, die Sache nun in die Hand 
nehmen zu müssen. 

Und deshalb soll jetzt der Automatik-
Lockdown auf der wackeligen Basis ein-

heitlicher Inzidenzzahlen von der Ostsee 
bis zum Bodensee Kraft Bundesgesetz 
(§ 28 b IfSG) den Bürger beruhigen. Glei-
che Inzidenzzahlen bedeuten aber nicht
gleiche Herausforderungen!

Gott sei Dank konnten die Länder bis 
jetzt die Maßnahmen zur Eindämmung 
des Infektionsgeschehens nach den Ge-
gebenheiten vor Ort regeln. 

Von den Ministerpräsidentenkonferenzen 
unter Moderation von Angela Merkel 
waren und sind einheitliche Ergebnisse 
weder zu erwarten noch wären solche 
wünschenswert. Schließlich kann man 
nicht alles über einen Kamm scheren. 

Der Kanzlerin gefällt das nicht. Sie träumt 
schon lange vom Durchregieren. Auf den 
letzten Metern will sie offenbar die Rolle 
des Moderators ablegen und das Heft in 
die Hand nehmen.

Die Pandemie bekämpft man aber nur mit 
dem Bürger und nicht gegen den Bürger. Hat 
sie vergessen, weshalb die DDR unterging? 

Die Änderung des Infektionsschutz-
gesetzes (§ 28 b IfSG) soll den Weg frei-
machen. Neben dem Automatik-Lockdown 

soll über Rechtsverordnungen die Tür zu 
noch mehr Bevormundung geöffnet wer-
den können. Selbst die Unverletzlichkeit 
der Wohnung wird zur Disposition gestellt. 

Mit dem Polizeirecht wird die Pandemie 
nicht wirksam bekämpft werden. Die Bür-
ger sind nach einem Jahr Erfahrung mit 
Corona sensibilisiert. Sie sind umsichtig 
und vorsichtig, ja sogar verängstigt. Die 
allermeisten schränken ihre Kontakte 
kraft eigener Einsicht ein. 

Es ist deshalb falsch, Geschäfte, Restau-
rants und Hotels, Universitätsbetrieb, 
Schulbetrieb, Kunst-und Kulturbetriebe 
nicht mit Hygienekonzepten zu öffnen. 
Dort findet kontrollierter Kontakt kraft 
Einsicht statt. Polizeikontrollen können 
das nicht leisten. 

Dort, wo weitere Aufklärung Not tut, 
muss dies vor Ort geschehen. In einem 
freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
gibt es immer Leute, die sich nicht an 
Regeln halten. Der Bürger will dennoch 
keinen Polizeistaat.

Die föderale Struktur hat sich in der Pan-
demie bewährt!

(Das Manuskript wurde fertiggestellt vor der Ver-

abschiedung des Infektionsschutzgesetzes.)

Dr. Albrecht Geier

Dr. Albrecht Geier, MIT-Bundes- und Landesvor-
standsmitglied

MIT Land
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MIT Land

„Ich bin neu in der MIT, weil …

Tyll Hendrik Stammerjohann ist in sei-
ner Funktion als Global Compliance 
Manager für den Aufbau eines gruppen-
weiten Compliance Management Sys-
tems bei der ACPS Automotive GmbH 
in Ingersheim verantwortlich. Nach 
dem Studium der Betriebswirtschafts-
lehre und Unternehmensführung in Lü-
neburg und Hamburg war er zunächst 
über mehrere Jahre in einer Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft der Big Four als 
Auditor und Unternehmensberater für 
Compliance-Themen tätig. 

Vor dem Hintergrund einer immer kom-
plexeren Regulierung auf nationaler 
und internationaler Ebene gewinnt die 
Compliance-Funktion auch im Mittel-
stand immer mehr an Bedeutung. Mit 
seinem Engagement in der MIT will 
Stammerjohann sich unter anderem für 
ein verbessertes Compliance-Bewusst-
sein im Mittelstand einsetzen, da dies 
die Unternehmen und damit den Wirt-
schaftsstandort Deutschland stärkt.

Tyll Hendrik Stammerjohann,

tyll.stammerjohann@acps-automotive.com

Tyll Hendrik Stammerjohann
Global Compliance Manager
MIT Ludwigsburg

„… der Mittelstand das Rückgrat unse-
rer Wirtschaft in Deutschland ist. Dieses 
müssen wir nach Kräften stärken, wenn 
Deutschland zukunftsfähig bleiben soll.“

Alexander Heugel ist seit 2017 Leiter 
einer Barmenia-Versicherungsagentur in 
Pforzheim.

Nach der Ausbildung als gelernter Ver-
sicherungskaufmann vor fast 20 Jahren 
ist Heugel immer erfolgreich in der Fi-
nanz- und Versicherungsbranche tätig 
gewesen. Hier hat ihn schon immer fas-
ziniert, wie man für seine Kunden und 
Mandanten den bestmöglichen Ver-
sicherungsschutz zu einem fairen Preis 
darstellen kann. Die private und betrieb-
liche Altersvorsorge ist ein wichtiger 
Baustein für viele Privat- und Geschäfts-
kunden – denn wer möchte nicht jetzt 
schon sorgenfrei auf den (Un-)Ruhestand 
blicken. Daher ist dies zu einem Stecken-
pferd von Alexander Heugel geworden. 
Wichtig ist es auch, die Veränderungen 
in Deutschland miteinzubeziehen. Aus 
diesem Grund ist es sinnvoll, sich in der 
MIT zu engagieren, denn hier wird die Zu-
kunft aktiv mitgestaltet.

Alexander Heugel,

alexander.heugel@barmenia.de,

www.alexander.heugel.barmenia.de

Elke Sonja König ist seit fast 20 Jahren 
selbständig als Rechtsanwältin in vie-
len Fachbereichen tätig. Sie hat diver-
se Fachanwaltsprüfungen mit Bravour 
abgelegt, war außerdem in den USA 
tätig. So berät sie nicht nur in Erb- und 
Familien- sowie Miet-, Verkehrs- und 
Strafrecht, sondern hält Vorträge und 
unterrichtete u. a. bei der IHK Vertrags-, 
Wirtschafts- und Arbeitsrecht und bil-
det außerdem sowohl Rechtsanwalts-
fachangestellte (Bezirks- u. Jahrgangs-
bester) als auch Rechtsanwälte aus.

Der Mittelstand als tragende Säule der 
Wirtschaft war ihr schon immer sehr 
wichtig. Gerade jetzt ist es für sie von 
großer Bedeutung, dass dieser wieder 
gut aufgestellt wird und erhalten bleibt. 
Daher möchte König ihr Wissen, das sie 
auch in ihren vielseitigen Ehrenämtern 
gewonnen hat, in der MIT einbringen 
und sich für ihren Wirtschaftsstandort 
einsetzen.

Elke Sonja König,

info@recht-koenig.de,

www.recht-koenig.de

Alexander Heugel
Versicherungskaufmann
MIT Enzkreis/Pforzheim

Elke Sonja König
Rechtsanwältin
MIT Esslingen

„… sie die Interessen von uns Gewerbe-
treibenden innerhalb der CDU vertritt. 
Das ist mir wichtig. Dafür möchte ich mich 
einsetzen.“

„… ich aktiv den Mittelstand stärken, wett-
bewerbsfähig, innovativ und nachhaltig 
mit neuen Ideen voranbringen und unter-
stützen möchte.“
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Landespolitik

Katrin Schütz

Digitalisierung 
ist eine  
große Chance 
für unsere 
Wirtschaft

„Digitale Infrastrukturen – Garant für 
eine nachhaltige Digitalisierung der Wirt-
schaft“ hieß die Online-Veranstaltung, an 
der Staatssekretärin Katrin Schütz am  
31. März 2021 auf Einladung von Herrn
Alexander Raabe und Dr. Bela Waldhau-
ser teilgenommen hat.
Der Fokus der Veranstaltung, die von
der „Allianz zur Stärkung digitaler Infra-
strukturen“, einem Zusammenschluss
von Unternehmen innerhalb des Ver-
bands der Internetwirtschaft „eco“ aus-
gerichtet wurde, lag auf dem Thema „Di-
gitale Ökosysteme und Infrastrukturen“. 
Für die Allianz stehen dabei die stärkere
Berücksichtigung von Rechenzentren
in politischen Entscheidungsprozessen
aufgrund ihrer Funktion als Basisinfra-
struktur, der flächendeckende Breit-
bandausbau und die Digitalisierung
der Wirtschaft und die Bedeutung von
Rechenzentren für eine ökologisch nach-
haltige Digitalisierung im Vordergrund.
Leistungsfähige digitale Infrastrukturen

für die Wirtschaft Deutschlands und Ba-
den-Württembergs sind von enormer 
Bedeutung. 
Es ist deshalb wichtig, dass deren Ent-
wicklung jetzt mit Initiativen wie bei-
spielsweise mit dem Programm „Digital 
Europe“ und den geplanten Important 
Projects of Common European Interest 
(IPCEI) kraftvoll vorangetrieben wird. 
Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau unterstützt diese 
Vorhaben mit Nachdruck. 
Es wäre zudem wünschenswert, wenn 
darüber hinaus eine nationale Stra-
tegie entwickelt würde, um Deutsch-
land als Rechenzentrum-Standort zu 
stärken. Ziel muss es sein, die damit 
verbundenen Wachstums- und Wert-

schöpfungspotenziale noch besser zu 
heben und optimale Voraussetzungen 
für die Nutzung von Technologien wie 
der Künstlichen Intelligenz zu schaf-
fen. Baden-Württemberg würde sich in 
einen solchen Strategieprozess aktiv 
einbringen. 

Die Digitalisierung der Wirtschaft ist eine 
große Chance, um den wirtschaftlichen 
Erfolg des Landes auch für die Zukunft zu 
sichern. Das Wirtschaftsministerium und 
die gesamte Landesregierung haben die 
Digitalisierung deshalb zu einem Kern-
thema ihrer Arbeit gemacht. 
So hat in der abgelaufenen Legislatur-
periode das Land alleine über 1 Mil-
liarde Euro in die Breitbandförderung 
investiert. 
Neben den kabelgebundenen Breit-
bandanschlüssen ist insbesondere die 
möglichst zügige Einführung des neuen 
Mobilfunkstandards 5G für die Zukunft 
des Standorts Baden-Württemberg von 
zentraler Bedeutung. Ziel der Landes-
regierung ist es, Baden-Württemberg 
zum Leitmarkt für 5G-Anwendungen in 
Deutschland zu entwickeln.
Wir gehen dieses Thema ganzheitlich an: 
Das heißt, wir unterstützen zum einen 
Unternehmen bei der Erprobung und 
Umsetzung von 5G-Campusnetzen mit 
einem speziellen 5G-Transferzentrum. 
Zum anderen wollen wir mit unserer 
Informations- und Kommunikations-

Katrin Schütz, Staatssekretärin im Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau des Landes 
Baden-Württemberg
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initiative „Mobilfunk und 5G“ auch die 
gesellschaftliche Akzeptanz für den 
Mobilfunkausbau und 5G in Baden-
Württemberg durch die Bereitstellung 
konkreter Angebote für Bürgerinnen 
und Bürger sowie Kommunen steigern.
Darüber hinaus unterstützt das Wirt-
schaftsministerium die Digitalisierung 
der Wirtschaft flächendeckend mit 
niedrigschwelligen Angeboten, etwa 
der Digitalisierungsprämie Plus und den 
regionalen Digital Hubs. 
Zudem investieren wir auch massiv 
in digitale Zukunftstechnologien wie 
Künstliche Intelligenz und Quanten-
computing und sorgen dafür, dass diese 
Technologien auch von der Forschung in 
die kommerzielle Anwendung kommen, 
erklärt Schütz weiter. 
Mit „Invest BW“, dem größten branchen-
offenen einzelbetrieblichen Innovati-
ons- und Investitionsförderprogramm 
in der Geschichte Baden-Württembergs, 
wollen wir unsere von der Pandemie 
stark gebeutelten Unternehmen hel-
fen, Investitionen in Zukunftstechno-
logien voranzutreiben. Auch hiervon 
werden signifikante Innovations- und 
Wachstumsimpulse für die Digitalisie-
rung ausgehen.

Eng verbunden mit der Digitalisierung 
ist die Nachhaltigkeit. Wir müssen sie 
gemeinsam denken und angehen, denn 
mehr ökologische Nachhaltigkeit im Wirt-
schaften werden wir nur mit mehr Digi-
talisierung hinbekommen. Wir fördern 
unter anderem im Land gezielt innova-
tive Projekte im Bereich der Künstlichen 
Intelligenz: Dadurch wird zum Beispiel 
der Ressourcenverbrauch in der Indust-
rie deutlich reduziert und Lebensmittel-
verschwendung wird vermieden, weil 
Obst und Gemüse durch KI-optimierte 
Züchtungsverfahren länger haltbar sind. 
Die Digitalisierung erzeugt aber auch 
enorme Energiebedarfe. Deshalb müssen 
wir die Digitalisierung nachhaltig voran-
treiben. Insbesondere durch konsequen-
te Umsetzung von Einsparmöglichkeiten, 
aber auch durch Innovationen, etwa im 
Bereich der Abwärmenutzung. 
Deshalb begrüße ich es sehr, dass die 
Allianz dieses Thema aktiv vorantreibt 
und den europäischen Pakt für klima-
neutrale Rechenzentren unterzeichnet 
hat, erklärt Schütz. 

Für die Landesregierung ist eine öko-
logisch nachhaltige Digitalisierung von 
großer Bedeutung. Im Rahmen unserer 
ressortübergreifenden Digitalisierungs-
strategie digital@bw haben wir des-
halb die Nachhaltigkeit als ein Quer-
schnittsthema definiert, in das wir mit 
verschiedenen Maßnahmen investieren. 
Dabei haben wir auch die Nachhaltigkeit 
von Rechenzentren thematisiert. Ein ers-
ter Leitfaden wurde bereits veröffentlicht 
und der Abschlussbericht steht nun kurz 
vor der Fertigstellung. Wir werden darauf 
aufbauend prüfen, welche Möglichkeiten 
wir speziell auf Landesebene haben, um 
zur Nachhaltigkeit der digitalen Infra-
strukturen beizutragen. 

Es ist klar, dass eine stärkere Berück-
sichtigung von Rechenzentren im Rah-
men der Quartiersentwicklung inter-
essante stadt- und regionalpolitische 
Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet 
- als Arbeitgeber und als Grundlage für
den Auf- und Ausbau einer leistungs-
fähigen digitalen Infrastruktur vor Ort
und in der Region, von dem auch ande-
re Unternehmen und die Bürgerinnen
und Bürger profitieren können.

Katrin Schütz,

katrin.schuetz@wm.bwl.de,

www.wm.baden-wuerttemberg.de

Landespolitik
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Landespolitik

Fabian Gramling

Mit 
Innovationen 
in die Zukunft

Deutschland ist nach wie vor ein innovati-
ver und leistungsstarker Forschungs- und 
Entwicklungsstandort. Unternehmen wie 
Biontech und CureVac haben in der Pan-
demie gezeigt, dass Deutschland weiter 
oben mitspielen kann. Im Innovations-
indikator 2020, welcher der Bundes-
verband der Deutschen Industrie in Ko-
operation mit dem Fraunhofer Institut 
und dem Leibniz-Zentrum für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung ermittelt hat, 
liegen wir erneut auf dem vierten Platz. 
Darauf können wir stolz sein. Weiter 
zurücklehnen dürfen wir uns aber nicht. 
Alarmierend ist, dass wir im Vergleich 
zu den Mitbewerbern auf der Stelle tre-
ten. Trotz guter wirtschaftlicher Lage 
konnten wir in wichtigen Themenfeldern 
keine Fortschritte erzielen und weisen 
einen nach unten zeigenden Trend im Be-
reich der Forschungsexzellenz auf. Wir 
müssen endlich aus dem Dornröschen-
schlaf aufwachen und unser Potenzial 
voll ausschöpfen. 

Die CDU-geführte Bundesregierung hat 
mit der Hightech-Strategie 2025 be-
reits den Weg eingeschlagen, um das 
in Deutschland schlummernde Wissen 
auch wieder verstärkt in Wertschöpfung 
umzuwandeln. Wenn wir unsere Arbeits-
plätze, Wohlstand und Lebensqualität 
erhalten möchten, brauchen wir mehr 
und wirkungsvollere Innovationen. 
Das bedeutet, dass wir einen stärkeren 
Fokus auf Forschung und Entwicklung 
setzen müssen, um Forschungsergeb-
nisse auch in Wertschöpfung umsetzen 
zu können. Es ist wichtig, dass das klare 
Ziel formuliert wurde, bis 2025 3,5 % des 

Bruttoinlandsprodukts in Forschung und 
Entwicklung zu investieren. In Baden-
Württemberg haben wir dieses Ziel in 
der Vergangenheit immer übertroffen. 
Aber uns muss klar sein, dass wir ohne 
Innovationen die zukünftigen Heraus-
forderungen nicht meistern und im 
internationalen Wettbewerb abgehängt 
werden. Leider neigen Teile unserer Ge-
sellschaft, der Medien und auch unserer 
Partei dazu, neuen technologischen und 
gesellschaftlichen Entwicklungen mit 
Skepsis entgegenzutreten. Ich möchte 
nicht falsch verstanden werden, das kri-
tische Nachfragen ist und muss gestattet 
sein. Aber wir brauchen gerade als Partei 
der Mitte wieder mehr Mut, den Wandel 
mitzugestalten. 
Wenn die Politik keine Perspektive und 
Orientierung bietet, gehen manche Ak-
teure in der Wirtschaft ihren eigenen 
Weg. Das zeigt sich überdeutlich am Bei-
spiel Volkswagen. Erst jüngst hat sich 
Volkswagen-Chef Herbert Diess in der 
WirtschaftsWoche ins Superwahljahr 
2021 eingemischt und kritisiert, dass 
„einige Parteien mit einer Überlebens-
strategie für den Dieselmotor und mit 
Wasserstoff punkten wollen“. Er selbst 
hat dagegen in aller Deutlichkeit klar-
gestellt, dass er überzeugt davon ist, 
dass die Batterie das Rennen gewonnen 
hat. Sie sei die „einzige verbleibende 
Möglichkeit, den Verkehr CO2-frei zu 
bekommen“. Die hartnäckigen Hinder-
nisse für den massenhaften Umstieg 
auf Elektrofahrzeuge, die Knappheit der 

Fabian Gramling, Bundestagskandidat Wahlkreis Neckar-Zaber und MIT-Landesvorstandsmitglied
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Batteriezellen und das noch zu lücken-
hafte Ladesäulennetz, wolle Volkswagen 
mit internationalen Partnern aus dem 
Weg räumen. Der eingeschlagene Weg 
ist ambitioniert, aber ich bin sicher, dass 
dieser Mut insbesondere im PKW-Sektor 
belohnt wird. In den USA gilt der Konzern 
inzwischen als das deutsche Tesla, und 
auch andere Automobilhersteller ziehen 
im Eiltempo nach. Wir müssen keiner 
Technologie blind hinterherrennen, aber 
wir dürfen auch nicht als der Bremsklotz 
im Technologiewandel wahrgenommen 
werden. Aus diesem Grund finde ich 
richtig, dass im Abschlusspapier der Son-
dierung von CDU und Grünen in Baden-
Württemberg der Ausbau der Ladeinfra-
struktur in Baden-Württemberg explizit 
genannt ist. Auch die moderne Batterie-
zelle müssen wir stärker in unseren Fokus 
rücken. Mit Varta in Ellwangen haben wir 
ein Unternehmen im Land, das seine Ex-
pertise und Innovationskraft in diesem 
Bereich schon bewiesen hat.
Mein Plädoyer für den Turbo beim Ausbau 
der Ladeinfrastruktur im Land ist keine 
Absage an die Technologieoffenheit, für 
die wir immer geworben haben. Für Be-
standsfahrzeuge und die bestehende 
Infrastruktur werden wir ohne Frage auch 
synthetische Kraftstoffe brauchen. Gera-
de auch um schnell einen wesentlichen 
Beitrag zur nachhaltigen Mobilität zu ge-
nerieren. Die Vorteile der sogenannten 
reFuels habe ich in der März-Ausgabe 
des Wirtschaftsforums bereits ausführ-
lich geschildert.  Ein wichtiger Erfolg in 
der vergangenen Legislaturperiode war 
die Verankerung der Themen reFuels 
und Wasserstoff in der Landesregierung. 
Wir forcieren und fördern beide Techno-
logien in Baden-Württemberg, weil wir 
davon überzeugt sind, dass sie einen 
wichtigen Teil zur Reduktion von CO2 
beitragen, aber auch neue Möglichkeiten 
der Wertschöpfung im Land eröffnen 
werden. Überzeugung allein reicht aber 
nicht. Genauso wie bei der Ladeinfra-
struktur für Elektroautos müssen wir 
auch hier endlich schneller werden, die 
Produkte zur Marktreife bringen und sie 
dann auch zulassen. Nicht nur reden, 
sondern machen!
In der vergangenen Legislaturperiode 
haben wir auch bei einem anderen wichti-
gen Thema gezeigt, dass wir notwendige 
Herausforderungen anpacken und 

erfolgreich umsetzen können. Mit einer 
Gesamtsumme von 1,126 Milliarden Euro 
haben wir über 2.600 Breitbandprojekte 
in den letzten fünf Jahren im Land unter-
stützt. Die Zahl der bewilligten An-
träge ist im Vergleich zur vergangenen 
Legislaturperiode unter Grün-Rot ver-
doppelt worden. Die Gesamtförder-
summe ist auf das 14-fache angewachsen. 
Damit haben wir eine wichtige Grund-
lage geschaffen, die wir jetzt mit Leben 
füllen und für die Wertschöpfung nutzen 
müssen. Wenn wir das Glasfasernetz nur 
fürs Streaming von Filmen und Serien 
nutzen, dann hat sich die Investition 
sicher nicht gelohnt. Ein Ziel wäre bei-
spielsweise, Baden-Württemberg zur 
Nummer 1 beim autonomen Fahren zu 
machen. Auch bei der notwendigen Ver-
knüpfung von Digitalisierung und Cyber-
sicherheit haben wir wichtige Projekte 
angestoßen. Die Voraussetzungen sind 
da, die Grundsteine gelegt, lasst uns was 
daraus machen! 
Uns muss klar sein, dass wir jetzt mutige 
Entscheidungsträger brauchen. Mit chro-
nischen Bedenkenträgern kommen wir 
auf jeden Fall nicht weiter. Im Bund wie im 
Land werden wir in den nächsten Wochen 
intensive Diskussion um den Kurs unserer 
Partei führen. Lasst uns diese Debatte zu-
versichtlich und zukunftsorientiert füh-
ren. Wenn wir das tun, bin ich überzeugt, 
dass wir als CDU im Herbst in Baden-
Württemberg einen wichtigen Beitrag 
für eine starke CDU-geführte Bundes-
regierung beisteuern werden.  
Wir müssen zeigen, dass Ökonomie und 
Ökologie zusammengehören. Wenn wir 
in Deutschland erfolgreich sind, wird es 
zwangsläufig Nachahmer geben. Weil es 
sich lohnt, auf Nachhaltigkeit zu setzen. 
Ja, in Deutschland werden wir das Welt-
klima nicht retten. Aber es ist vor allem 
die Aufgabe der Industrieländer, den 
Stein des Anstoßes zu geben. Wir werden 
von Umweltschutz „made in Baden-Würt-
temberg“ profitieren, weil wir ihn in die 
Welt exportieren werden. Damit schaf-
fen wir Arbeitsplätze, erhalten unseren 
Wohlstand und leisten einen wesent-
lichen Beitrag für eine lebenswerte Welt 
von Morgen.

Fabian Gramling,

hallo@fabian-gramling.de,

 www.fabian-gramling.de

Landespolitik

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     

            für jede Anwendung 
     den passenden       

                                          Antrieb.

ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Deißlingen
Schwaig | CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE

BURGER_GROUP_181x83_MIT_Image_2018.indd   2 01.02.18   13:47



36

Landespolitik

Tobias Vogt MdL

Probleme sind Gelegenheiten 
zu zeigen, was man kann

Eine Zeit lang haben wir uns in Deutsch-
land selbst zum Corona-Weltmeister 
gekürt. Heute sagt das niemand mehr. 
Heute gibt es nur noch Versagen und 
Versager. 

Die Wahrheit liegt irgendwo dazwischen. 
An Ostern hatten 12 % aller Deutschen 
ihre Erstimpfung, bis Ende April sollten 
es immerhin 20 % sein. Aber je länger 
die Pandemie dauert, desto deutlicher 
treten die Schwächen bei uns zutage. 
Überzogener Datenschutz, unklare Kom-
petenzen, komplizierte Entscheidungs-
wege, Bürokratismus. 

Probleme hat auch die CDU. Gerade sie 
müsste jetzt zeigen, was sie kann. Statt-
dessen offenbaren auch unsere Minister 
gravierende Schwächen, ganz zu schwei-
gen von einzelnen handaufhaltenden 
Bundestagsabgeordneten. Probleme sind 
auch Gelegenheiten, die zeigen, wer 
etwas nicht kann. 

Die CDU im Land braucht einen 
Neuanfang
Dass es nach den verlorenen Wahlen 
nicht mehr „einfach so“ weitergehen 
kann, ist inzwischen wohl jedem in der 
CDU klar. In der Analyse ist man sich 

auch noch weitgehend einig. Schwieriger 
wird es mit den Konsequenzen. 

Ich halte es für richtig, trotz der neuer-
lichen Schwächung in eine Koalition 
zu gehen. Ansonsten würden wir jeg-
liche Möglichkeit verlieren, das Land 
mitzugestalten. Wir sind uns bewusst, 
dass die „schwarzen Brötchen“ kleiner 
ausfallen werden, aber lieber kleine 
Brötchen als keine. Im Übrigen ist eine 
„Runderneuerung in der Opposition“ 
schnell gesagt, aber schwer zu machen. 
Erneuerung ist nämlich kaum eine Frage 
zwischen Regierungsbeteiligung und Op-
position. Erneuerung ist auch als Partner 
mit Regierungsaufgabe nicht „verboten“. 
Und schon gar kein Selbstläufer in der 
Opposition. Hinzu kommt: Für Oppo-
sition in der Landespolitik interessiert 
sich die Öffentlichkeit nicht. Die Frage 
ist also, ob man 5 Jahre im Licht oder im 
Schatten der öffentlichen Wahrnehmung 
agieren will. 

In der öffentlichen Wahrnehmung ist 
das künftige Gesicht der Landtags-
fraktion ganz entscheidend. 10 der 42 
Abgeordneten sind neu. Zusammen mit 
den Neuen aus der Wahl 2016 bilden 
diese Abgeordneten die Hälfte der Frak-

tion. Die CDU hat die jüngste Fraktion 
des Landtags. 11 Abgeordnete sind noch 
im JU-Alter oder unter 40. Diese Tatsache 
muss sich in der Führung der Fraktion 
widerspiegeln. Und anschließend in der 
Themensetzung und Öffentlichkeits-
arbeit der Fraktion. Sprecherposten soll-
ten jedenfalls nach Qualifikation anstelle 
des Senioritätsprinzips besetzt werden. 

Mehr Wirtschaft – mehr Einfluss für 
die MIT 
Den Wahlkampf habe ich mit einem 
klaren wirtschaftspolitischen Profil ge-
führt und im Wahlkreis im Vergleich zum 
Landesdurchschnitt zugelegt. Meine 
Schwerpunkte möchte ich auch in der 
Fraktion vorantreiben – gemeinsam mit 
der MIT, in der ich mich selbst engagiere.  

Tobias Vogt, neu gewähltes Mitglied des Landtags von 
Baden-Württemberg für den Wahlkreis Bietigheim-
Bissingen und Vorstandsmitglied der MIT Ludwigsburg 
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Die Mittelstandsunion muss wieder mehr 
Einfluss bekommen, aber dazu muss sie 
auch selbst ihren Teil beitragen. Ich bin 
sehr gespannt auf konstruktive poli-
tische Vorschläge und eine intensive 
Zusammenarbeit. 

Was mich bewegt – meine Ziele
Glücklicherweise kann mein Bruder 
meine Aufgaben in unserem Unter-
nehmen weitgehend übernehmen. Ganz 
aussteigen kann und will ich natürlich 
nicht. Aber die Politik wird nun mein 
Leben bestimmen. Diesen Schritt bin ich 
nicht gegangen, um im Landtag die Rolle 
eines Hinterbänklers zu spielen.

Ich habe mir für die nächsten 5 Jahre 
viel vorgenommen. Mit den Kolleginnen 
und Kollegen in der Fraktion möchte ich 
daran mitwirken, unsere Wirtschafts-
region Stuttgart weiterzuentwickeln. Die 
Wirtschaftskraft Baden-Württembergs 
und hunderttausende Arbeitsplätze hän-
gen davon ab, ob hier weiterhin Autos 
und Maschinen gebaut werden. Die Poli-
tik darf diese Schicksalsfrage nicht dem 
Zufall überlassen. 

Ein zweites Thema ist ein Dauerbrenner: 
die in Deutschland besonders aus-
geprägte Neigung, alles bis ins Kleinste 
regeln und steuern zu wollen. Unter-
nehmer aber sind von Natur aus moti-
viert, etwas zu bewegen. Sie brauchen 
dazu Freiräume und Zeit. Beides aber 
wird durch übertriebenen Bürokratismus 
erstickt, durch „pedantisches, engstirnig-
formalistisches Denken und Handeln“.

Leider tendiert Verwaltung zu Büro-
kratismus. Es geht aber nicht (nur) 
um die Vielzahl an Vorschriften und 
Pflichten. Es geht um den Gedanken, 
der allem zugrunde liegt: ein grund-
sätzliches Misstrauen gegenüber der 
unternehmerischen Kreativität. Aber 
Vorschriften verlieren ihren Sinn, wenn 
sie wichtiger werden als die Menschen, 
denen sie „eigentlich“ helfen sollen. Jeder 
von uns kennt die Auswüchse, die dann 
entstehen. 

Und dritter Punkt: Die Wirtschafts-
politik der CDU darf sich nicht darin be-
schränken, Statistiken zu erstellen und 
zu verkünden. Wirtschaftspolitik ist auch 

nicht nur das Anbieten von Fördertöpfen 
und Innovationspreisen. Viel mehr würde 
es „der Wirtschaft“ helfen, wenn Wirt-
schaftspolitik die „Übergriffe“ aus ande-
ren Politikbereichen verhindert, die uns 
in Form von überzogenen Sicherheits-, 
Umwelt-, Arbeitsrechts- oder Finanzvor-
schriften täglich aufs Neue treffen.

Als Wirtschaftspolitiker verstehe ich es 
auch als meine Aufgabe, ganz banal das 
Sprachrohr für viele Selbstständige und 
Unternehmer zu sein. Im Parlament, 
in der Fraktion, in der Partei und in der 
Öffentlichkeit das zu sagen, was Selbst-
ständige und Unternehmer denken, ohne 
zu jammern.

Zur Realität gehört leider auch, dass 
sich das öffentliche Bild über uns schlei-
chend ins Negative gewandelt hat. In die 
Medien „schaffen es“ nur die schlech-
ten Beispiele, nie die guten. Ganz auto-
matisch unterstellt man jedem Unter-
nehmer Eigennutz (oder sogar Profitgier) 
in jeder seiner Handlungen. Auch das 
muss wieder mehr gesagt werden: Ein  
Selbstständiger, ein Freiberufler, ein 
Unternehmer ist jemand, der auf eige-
nes Risiko arbeitet und den Reiz daran 
schätzt, mit den verbundenen Vorteilen 
und Nachteilen. Wenn wir diesem Ge-
danken wieder mehr Platz im allgemeinen 
Bewusstsein verschaffen könnten, wäre 
ein großer Schritt getan.  

Familienvater, Handwerksmeister, 
Unternehmer – meine Biografie
Ich bin 35 Jahre alt, verheiratet und zwei-
facher Familienvater. Zusammen mit 

meinem Bruder führe ich unser Familien-
unternehmen. Ich lebe und komme 
aus Kirchheim am Neckar im Landkreis 
Ludwigsburg. Hier bin ich fest verwurzelt. 

Nach meiner Ausbildung zum Kfz-Me-
chaniker und der Weiterbildung zum Kfz-
Techniker-Meister in der Abendschule 
folgte das berufsbegleitende betriebs-
wirtschaftliche Bachelorstudium und 
der Master in Automotive Management. 
2009 übernahm ich die Geschäftsleitung 
des elterlichen Familienbetriebs mit 15 
Mitarbeitern und entwickelte daraus 
ein erfolgreiches mittelständiges Unter-
nehmen mit mehreren Standorten und in 
der gesamten Unternehmensgruppe 120 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Seit 2019 vertrete ich die Bürgerinnen 
und Bürger im Kirchheimer Gemeinderat. 
Hier setze ich mich insbesondere für die 
Vereine, für unsere kommunale Kinder-
betreuung und für die Digitalisierung 
ein, um unsere Gemeinde für die Zukunft 
richtig aufzustellen. 

Mit den Einblicken als Unternehmer 
aus der Wirtschaft, aber auch als junger 
Familienvater, bin ich der Überzeugung, 
im Landtag einiges für unser Land voran-
bringen und anschieben zu können. Kein 
Politprofi zu sein, ist aus meiner Sicht 
kein Nachteil. Ganz im Gegenteil: die 
Perspektive aus der Wirtschaft ergänzt 
das Gesamtbild des Parlaments. 

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

www.tobias-vogt.de
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Tobias Vogt MdL (Mitte) bei einem Unternehmensbesuch in seinem Wahlkreis
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Normenkontrollrat schlägt 
Entlastung von Bürokratie und 
Baukosten durch Optimierung 
des Brandschutzes vor

Die mittelständische Wirtschaft klagt zu-
nehmend über hohe Belastungen durch 
Brandschutzauflagen. Der Normenkontroll-
rat Baden-Württemberg hat deshalb unter-
sucht, wie Bürokratie und Kosten durch 
eine Optimierung des Brandschutzes ge-
senkt werden können, ohne den hohen 
Sicherheitsstandard, der erreicht wurde, 
zu gefährden. Sein Empfehlungsbericht an 
die Landesregierung enthält 22 konkrete 
Entlastungsvorschläge. 

Baugenehmigungsverfahren optimieren
Der Brandschutz muss im Bau-
genehmigungsverfahren von Anfang an 
mitgedacht werden. Bei Sonderbauten 
(u.a. Gewerbebauten, Kindergärten und 
Schulen) und komplexen Umbauten im 
Bestand sollte schon frühzeitig eine Auf-
taktbesprechung zwischen der Baurechts-
behörde und dem Bauherrn bzw. Planer 
stattfinden, um Klarheit über mögliche 
Brandschutzanforderungen zu schaffen 
und diese bei der Planung zu berück-
sichtigen. Wenn mehrere Fachämter zu 
beteiligen sind, z. B. der Brand-, Denkmal- 
oder Wasserschutz, sollte ein frühzeitiger 
Abstimmungstermin mit allen Beteiligten 
als „runder Tisch“ durchgeführt werden. 
Dies führt zu gegenseitigem Verständnis 
und ermöglicht, bei gegenläufigen Interes-
sen im Dialog eine Lösung zu entwickeln. 
Auch standardisierte Verfahren, der Ein-
satz eines Projektmanagementtools und 
die vollständige Digitalisierung schaffen 
Erleichterungen.

Die Leistungsfähigkeit der Bauver-
waltung stärken
Der Brandschutz ist aufgrund der techni-
schen und rechtlichen Entwicklung sehr 
komplex geworden. Für den Bau emp-
fiehlt der DIN inzwischen 3.700 Stan-
dards. Dies ist von vielen der 207 Bau-
rechtsbehörden, vor allem in kleineren 

Kommunen, nicht mehr zu bewältigen. 
Dieses Problem kann gelöst werden, in-
dem die Baurechtszuständigkeit nur 
noch Kommunen ab 20.000 Einwohnern 
(oder mehr) zugesprochen wird, ein Prüf-
ingenieur für Brandschutz auch in Ba-
den-Württemberg eingeführt wird oder 
bei bestimmten Bauverfahren der Kreis-
brandmeister verpflichtend einbezogen 
werden muss. Der Normenkontrollrat 
empfiehlt, die leistungsfähigen Ein-
heiten der Stadt- und Kreisbrandmeister 
auszubauen und um den vorbeugenden 
Brandschutz zu erweitern. So können be-
stehende Strukturen genutzt werden. Ihre 
Stellungnahme zum Brandschutz ist dem 
Bauherrn zur Kenntnis zu geben, so dass 
sich dieser dazu fachlich äußern kann. 

Die Rechtslage vereinfachen und 
Regelungslücken schließen
Obwohl die Regelungsdichte bereits sehr 
hoch ist, gibt es Regelungslücken, so fehlen 
technische Vorschriften zu Sonderbauten 
und zum Holzbau. Dies verunsichert die 
am Bau Beteiligten und führt häufig zu 
Maximalanforderungen sowie zu unter-
schiedlichen Bauauflagen innerhalb des 
Landes. Der Normenkontrollrat empfiehlt 
deshalb, wie in anderen Ländern, diese Lü-
cken zu schließen. 

Bessere Information und Qualifizierung
Je komplexer Recht wird, desto wichti-
ger sind Information und Schulung. Eine 
digitale zentrale Plattform mit allen ein-
schlägigen Informationen zum Thema 
Brandschutz, praxisnahen Auslegungs-
hilfen und Best-Practice-Beispielen ver-
bessert die Entscheidungsgrundlage. 
Ebenso notwendig ist ein regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch zwischen den Be-
hörden. Der vorbeugende Brandschutz 
sollte Studieninhalt bei der Architekten- 
und Bauingenieurausbildung sowie beim 

Verwaltungsdienst werden. Um auf der 
Ebene der Ministerien die notwendigen 
Kenntnisse des vorbeugenden Brand-
schutzes sicherzustellen und aktuell 
zu halten, empfiehlt sich, eine Fach-
kommission einzurichten, die in Grund-
satzfragen unterstützt. 

Technische Normung aktiver begleiten
DIN-Normen sind zwar nicht verbindlich, 
werden aber von der Bauverwaltung in der 
Regel in Baubescheide übernommen und 
dadurch bestandskräftig. Hinzu kommt, 
dass DIN-Normen von der Rechtsprechung 
als Stand der Technik gewertet werden, die 
einen Rechtfertigungszwang auslösen, 
wenn von ihnen abgewichen wurde.  Der 
Staat hat sich weitestgehend aus den 
Expertenrunden der Normungsverfahren 
zurückgezogen und der Wirtschaft, nicht 
selten den Anbietern entsprechender Pro-
dukte, das Feld überlassen. Dies sollte vom 
Kopf wieder auf die Füße gestellt werden. 
Die Gremien sollten zu mindestens einem 
Drittel mit Vertretern der öffentlichen Ver-
waltung besetzt sein. Das Normungsent-
wicklungsverfahren muss transparenter 
und partizipativer werden. Außerdem soll-
ten technische Normen kostenfrei verfüg-
bar sein.
Die Studie kann als Broschüre unter  
geschaeftsstelle@nkr.bwl.de bezogen oder 
unter www.normenkontrollrat-bw.de ab-
gerufen werden.

Dr. Gisela Meister-Scheufelen,

gisela.meister-scheufelen@nkr.bwl.de,

www.normenkontrollrat-bw.de

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, Vorsitzende des 
Normenkontrollrats Baden-Württemberg
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Windkraftkritiker sorgen für CDU-Erfolg

„Wer noch mehr will… ist nicht wählbar!“ 
Mit einer Plakat-Aktion sind die Wind-
kraftkritiker aus Bitz und Winterlingen 
vor der Landtagswahl aktiv geworden und 
haben vier Plakate aufgestellt. Über das 
Aufstellen des Plakates in Winterlingen be-
richtete der Zollernalbkurier am 4. März: 
„Bürgerinitiativen gegen den Windpark 
Winterlingen zeigen vor der Wahl Flagge.“ 
Direkt am Ortseingang aufgestellt, war das 
Plakat nicht zu übersehen. Auch die ande-
ren Standorte waren optimal ausgewählt.

„Unsere Aktion war ein voller Erfolg. Wir 
haben das Wahlergebnis beeinflusst“, 
so Herbert Bitsch, Sprecher der Bitzer 
Bürgerinitiative Windkraft und der Winter-
linger Interessengemeinschaft Fachberg 
Riedern. Die Grünen mussten in Bitz und 
Winterlingen entgegen dem Landestrend 
Federn lassen und haben in Bitz 7,7 % ver-
loren und 22,2 % der Stimmen erhalten, in 
Winterlingen haben sie 3,6 % verloren und 
25,9 % erreicht. 

„Das Ergebnis der Landtagswahl ist für die 
CDU sicherlich enttäuschend. Man hatte 
sich mehr erhofft“, hört man aus CDU-
Kreisen. Entgegen dem Landestrend legte 
die CDU in Bitz um 6,2 % zu und kam auf 
31,5 % Stimmenanteil. In Winterlingen 
wurden 32,9 % Stimmenanteil und ein Plus 
von 2,1 % erzielt. 

Als Betroffener der zwischen Bitz und 
Winterlingen im Naturpark Obere Donau 
geplanten sieben Windkraftanlagen habe 
ich Klage beim Verwaltungsgericht ein-
gereicht. Die mit diesem Vorhaben ver-
bundenen Gefährdungen für den Men-
schen und die Belastungen der Natur 
akzeptiere ich nicht. Waldrodungen ver-
nichten wertvollen CO2-Speicher. Zu-
fahrtsstraßen und -wege beeinträchtigen 
die Ökologie. Ausnahmegenehmigungen 
vom Tötungsverbot nach dem Bundes-
naturschutzgesetz – es liegt ein Milan-
Dichtezentrum vor – verstoßen gegen 
EU-Recht. Bei diesen massiven Eingriffen 
kommen Mensch, Natur, Landschaft und 
Artenschutz buchstäblich unter die Wind-
räder. Das Windkraftprojekt leistet keinen 
Beitrag zu unserer Versorgungssicherheit, 

da es an der Wirtschaftlichkeit fehlt. Unser 
„Ländle“ ist für Windkraft einfach nicht 
bzw. nur bedingt geeignet. Eine „Süd-
quotensubvention“ für Windkraft ist daher 
nicht zielführend. 

Vier Windkraftanlagen wurden im Dezem-
ber 2016 im Rahmen einer landesweiten 
Hauruckaktion genehmigt. Mit dem Bau 
wurde trotz Sofortvollzug nicht begonnen. 
Beim Landratsamt liegt ein Widerspruch 
vor, und es sind fast 4.000 Einwendungen 
erhoben worden. Das LRA wurde mehrfach 
auf fehlerhafte Gutachten hingewiesen 
und hat fast drei Jahre für eine Reaktion 
gebraucht. Vom Projektierer wurden nun 
neue Gutachten angefordert, da sich die 
bisherigen Artenschutzgutachten als un-
zureichend erwiesen haben.

Das Thema Energie ist von der Politik 
technologie- und energieträgeroffen zu 
behandeln. Die Energieversorgung muss 
bezahlbar sein. Unser Wirtschaftsstandort 
darf nicht gefährdet werden und es dürfen 
keine Versorgungslücken drohen. Unsere 
Gesundheit muss gewährleistet sein. 

Die stark ideologisch geprägte Energie-
politik der Grünen wird uns in ein Ver-
sorgungschaos stürzen. Nur auf die Er-
neuerbaren zu setzen, wäre ein großer 
Fehler. Es drohen Stromversorgungs-
engpässe. Die Grünen streben mit ihrem 
Wahlprogramm zudem ein völlig anderes 
Deutschland an. 

Zusammen mit anderen Bürgerinitiativen 
sind weitere Aktionen vor der Bundes-

tagswahl geplant, um die Grünen als 
stärkste Partei im Bundestag zu ver-
hindern. Was erfolgreich bei den Land-
tagswahlen funktionierte, sollte auch bei 
der Bundestagswahl gelingen. CDU/CSU 
müssen die stärkste Kraft bleiben. 

Herbert Bitsch,

www.bbi-wk.de,

bitsch.wp-stb@t-online.de

MIT Land
Windkraftkritiker sorgen für 
CDU-Erfolg
Herbert Bitsch 
vorhanden
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Arbeitgeberbewertungen im 
Netz beeinflussen Job-Wahl

Knapp die Hälfte der Nutzerinnen und 
Nutzer informiert sich online über Be-
wertungen von Arbeitgebern – und viele 
lassen sich bei der Job-Suche davon be-
einflussen. Das ist das Ergebnis einer 
repräsentativen Befragung im Auftrag 
des Digitalverbands Bitkom von mehr 
als 1.000 Personen in Deutschland ab 16 
Jahren. Demnach haben sich 47 % der In-
ternetnutzerinnen und -nutzer schon ein-
mal online über Bewertungen von Arbeit-
gebern informiert, etwa auf Portalen wie 
kununu.com, meinchef.de oder glass-
door.de. Seit 2018 ist die Zahl derjenigen, 
die sich auf Online-Plattformen informie-
ren, um elf Prozentpunkte gestiegen. Vor 
drei Jahren informierten sich noch 36 % 
darüber, wie aktuelle und ehemalige An-
gestellte ein Unternehmen bewerten. Für 
berufstätige Internetnutzerinnen und 
-nutzer sind Arbeitgeber-Bewertungen
im Netz besonders interessant: Hier sagt
eine knappe Mehrheit (52 %), dass er
oder sie im Internet entsprechende Be-
wertungen liest. „Online-Rezensionen
spielen in der Arbeitswelt eine ähnliche
Rolle wie beim Onlineshopping. Eine
gute Bewertung kann die Entscheidung
für einen Job-Wechsel maßgeblich beein-
flussen – und die Bedeutung wird immer
größer“, sagt Bitkom-Arbeitsmarkt-Ex-
pertin Adél Holdampf-Wendel. Arbeit-
geber sollten die Bewertungen daher
ernst nehmen und die Chance nutzen, die 

Erwartungen potenzieller Bewerbender 
an das Unternehmen besser kennen-
lernen und einschätzen zu können. Auch 
ob ein Arbeitgeber auf eine Online-Be-
wertung reagiere und wenn ja, wie, könne 
das eigene Image prägen, sagt Holdampf-
Wendel. „Online-Bewertungen sind für 
viele die erste Visitenkarte eines Arbeit-
gebers. Wer da Pluspunkte sammeln 
kann, hat im Kampf um die besten Köpfe 
eine bessere Ausgangsposition.“
Wie ein Arbeitgeber beurteilt wird, hat 
auch Auswirkungen auf die Entscheidung 
für oder gegen einen Job. 44 % aller Be-
fragten, die sich über Arbeitgeber in-
formiert haben, geben an, dass das ihre 
Entscheidung für einen Job-Wechsel 
beeinflusst hat. 18 % sagen, die Arbeit-
geberbewertungen hätten sie zwar ver-
unsichert, aber sie hätten sich trotz-
dem für den Job entschieden. 14 % 
fühlten sich in ihrer Entscheidung für den 
neuen Arbeitgeber bestärkt. Und 12 % 
haben sich aufgrund der Arbeitgeber-
bewertungen im Internet gegen den 
möglichen Wechsel entschieden. Weite-
re 13 % geben an, dass die Bewertungen 
ihre Entscheidung nicht beeinflusst 
hätten. Und zwei Fünftel (40 %) hatten 
nicht die Absicht, ihren Job zu wechseln. 
„Job-Interessenten sollten sich nicht von 
einzelnen Bewertungen blenden lassen, 
sondern sich immer ein umfassendes Bild 
machen. Je mehr Einträge es gibt, desto 

plausibler ist das Gesamturteil. Es soll-
te klar sein, dass Online-Bewertungen 
eher eine Orientierungshilfe sind und 
immer subjektive Empfindungen wider-
spiegeln“, sagt Holdampf-Wendel.

Ein gutes Viertel der Internetnutzerinnen 
und -nutzer trägt selbst zu den Arbeit-
geberbewertungen im Netz bei. 28 % 
haben schon einmal ihren Arbeitgeber 
auf speziellen Bewertungsportalen wie 
kununu.com, meinchef.de oder glass-
door.de bewertet. Unter den aktuell 
Berufstätigen ist es ein Drittel (33 %).

Hinweis zur Methodik: Grundlage der 
Angaben ist eine repräsentative Um-
frage, die Bitkom Research im Februar 
2021 im Auftrag des Bitkom durch-
geführt hat. Dabei wurden 1.005 Per-
sonen ab 16 Jahren telefonisch befragt, 
darunter 854 Internetnutzerinnen und 
-nutzer. Die Fragestellungen lauteten:
„Haben Sie sich im Internet schon einmal 
über Bewertungen von Firmen als Arbeit-
geber informiert, z. B. bei kununu.com,
meinchef.de, glassdoor.de etc.?“, „Haben
diese Bewertungen der Arbeitgeber Ihre
Entscheidung für einen Jobwechsel be-
einflusst?“ und „Haben Sie selbst schon
einmal Ihren Arbeitgeber auf speziellen
Bewertungsportalen im Internet wie
kununu.com, meinchef.de oder glassdoor.de
bewertet?“

Adél Holdampf-Wendel,

a.holdampf@bitkom.org,

www.bitkom.org

Adél Holdampf-Wendel, Bereichsleiterin Arbeits-
recht & Arbeit 4.0

Wirtschaft

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0

info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com
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HANDS UP – die Ausbildungsmesse des 
Stuttgarter Handwerks digital in 2021

In Stuttgart meistern gut 5.600 Handwerksunternehmen mit 
rund 2.000 Auszubildenden und 52.000 Beschäftigten große und 
kleine Aufgaben, besondere Herausforderungen und innovative 
Projekte für ihre Kunden, vom privaten Haushalt bis zum großen 
Industriebetrieb. Dabei wird die Großzahl der Arbeiten speziell 
nach Kundenwünschen individuell geplant, hergestellt, maß-
geschneidert, repariert oder ausgetauscht. So flexibel und kreativ 
wie in fast keinem anderen Wirtschaftszweig. 
Und obwohl dies so ist, hat das Handwerk seit Jahren Sorgen mit 
dem Nachwuchs. In vielen Gewerken können sich die Firmen vor 
Anfragen kaum retten, haben aber nicht das nötige Fachpersonal, 
um die Aufträge zu erledigen.

Alexander Kotz, Kreishandwerksmeister der Kreishandwerker-
schaft Stuttgart und CDU-Fraktionsvorsitzender im Stuttgar-
ter Gemeinderat, weiß um die Problematik. „Das Streben nach 
immer höheren Bildungsabschlüssen macht es dem Handwerk 
immer schwerer, geeignete Auszubildende zu gewinnen. Zudem 
findet das Handwerk in der Berufsorientierung – je höher der an-
gestrebte Bildungsabschluss ist – immer weniger Beachtung. Das 

Oberbürgermeister Dr. Frank Nopper (links) und Kreishandwerksmeister Alexander Kotz (rechts) eröffnen die digitale Ausbildungsmesse HANDS UP
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ist ein Fehler! In keinem anderen Wirtschaftszweig ist die Selbst-
ständigkeit so naheliegend. Und gerade bei einer Betriebsüber-
nahme ist großes Wissen und Können ein Muss!“

Aus dieser Not heraus hatte sich die Kreishandwerkerschaft Stutt-
gart dazu entschlossen, eine Ausbildungsmesse nur für das Hand-

werk anzustoßen. Warum nur fürs Handwerk? 
Es gab bereits unzählige Ausbildungsmessen in der Umgebung. 
Die Antwort ist ganz simpel: „Bei allen Messen konnten die Glo-
bal Player mit ihren Profimesseständen, Werbegeschenken und 
Hostessen punkten. Das Handwerk mit seiner Bodenständig-
keit, seinem Pragmatismus und Realismus ist hier einfach unter-
gegangen. Hochglanzprospekte haben ihre Berechtigung; sie 
sollten aber nicht der entscheidende Faktor bei der Berufswahl 
sein“, so Kotz.

Das war die Geburtsstunde der HANDS UP. Sechs Jahre in Folge, 
selbst noch im vergangenen Jahr, konnte sich das Handwerk bei 
der Ausbildungsmesse HANDS UP in einer jeweils zweitägigen 
Veranstaltung im Herzen der Landeshauptstadt – im Stuttgarter 
Rathaus – präsentieren. An zahlreichen Ständen konnten Schü-
lerinnen und Schüler sich direkt vor Ort ein Bild von der „Wirt-
schaftsmacht. Von Nebenan.“ machen. 

„In diesem Jahr ist alles anders“, so Kotz, „zwar gibt es unter  
www.hands-up.online unglaublich viele Möglichkeiten, sich um-
fassend zu informieren, aber das Handwerk lebt vom persönlichen 
Kontakt. Und dieser beginnt eben schon bei der Ausbildungs-
suche. Jetzt in Coronazeiten vermissen wir die Nähe sehr!“ 

Die Messen im Stuttgarter Rathaus haben eine große Wert-
schätzung erfahren. Viele Schulen waren regelmäßige Gäste. Die 
Schülerinnen und Schüler konnten sich nach Herzenslust an und 
in verschiedensten Fertigkeiten ausprobieren. Zudem gab es für 
die Besucher oftmals ein „Aha-Erlebnis“, da sie um die Existenz 
oder Aufgabe eines Berufes gar nichts wussten.
Die Messeeröffnungen wurden stets von (Ober-) Bürgermeistern 
oder gar der Kultusministerin vorgenommen. „Auch wenn wir im 
Jahr 2021 virtuell unterwegs sein müssen, wollte es sich der neue 
Oberbürgermeister der Stadt, Dr. Frank Nopper, nicht nehmen las-
sen, die HANDS UP zu eröffnen – nur eben pandemiekonform: mit 
Abstand und digital“, begeistert sich Kotz.  

In den Vorjahren konnte sich die HANDS UP über zahlreiche Besucher freuen – in 2021 informiert eine digitale Plattform und lädt zum Austausch ein.
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HANDS UP, die große Ausbildungsmesse des Stuttgarter Hand-
werks startete in seiner siebten Runde also coronabedingt digital 
durch. Seit dem 22. März können sich Schülerinnen und Schüler 
sowie Eltern und Lehrkräfte über die hervorragenden Karriere-
chancen in den über 130 Handwerksberufen informieren. Auf 
www.hands-up.online dreht sich vier Wochen lang alles rund ums 
Backen, Schreinern, Schrauben, Schneidern und Mauern, denn die 
Vielseitigkeit des Handwerks kennt quasi keine Grenzen. 

Diese Vielseitigkeit bietet aber nicht nur den perfekten Kunden-
service, sondern auch hervorragende Ausbildungsmöglichkeiten 
und Zukunftschancen für junge Menschen. 130 Handwerks-
berufe mit vielen individuellen Karrieremöglichkeiten warten 
auf „Nachwuchs“. Berufseinsteiger können im Handwerk viel 
bewegen, mit anpacken und ihre Zukunft wortwörtlich selbst 
in die Hand nehmen. Und mit dem Abschluss der Ausbildung 
ist der Gesellenbrief das ideale Sprungbrett auf dem Weg zum 
Meistertitel. Übrigens ist dieser inzwischen einem Bachelor-
Abschluss gleichgestellt und somit eine praktische Alternative 
zum trockenen Studium. Darüber hinaus warten zahlreiche 
Betriebe auf tatkräftige Talente für Führungspositionen oder 
Geschäftsübernahmen.

Alexander Kotz freut sich über das digitale Angebot: „Trotz 
der aktuell angespannten Situation werden im Handwerk drin-
gend Fachkräfte benötigt. Da zurzeit keine Ausbildungsmessen 
in Präsenz durchgeführt werden können, muss man andere 
Wege finden, Ausbildungswillige und Ausbildungsbetriebe zu-
sammenzubringen. HANDS UP online ist ein solcher Weg“

130 Handwerksberufe! – Welcher passt zu mir? 
Die Ausbildungsplattform HANDS UP online bietet Schülerin-
nen und Schülern die Möglichkeit, schon einmal virtuell Hand-
werksluft zu schnuppern, sich über die hervorragenden Karriere-
chancen im Handwerk zu informieren und direkt Kontakte zu 
Stuttgarter Betrieben zu knüpfen. Zahlreiche Ausbilder und 
Organisationen – von den Innungen und Handwerksbetrieben 

bis zu Berufsschulen – stellen sich und ihre Ausbildungsan-
gebote vor. Clevere Suchfunktionen unterstützen bei der Wahl  
des passenden Ausbildungsberufes und Fragen an das HANDS-
UP-Team können direkt per WhatsApp gestellt werden. Tipps 
und Infos rund um die Bewerbung und den Ablauf der Aus-
bildung runden das Paket ab. Dafür bürgt auch der Initiator der 
digitalen Azubimesse, die Kreishandwerkerschaft Stuttgart. Die 
Kreishandwerkerschaft ist der Zusammenschluss aller 32 Hand-
werksinnungen, die ihren Sitz im Stadtkreis Stuttgart haben. 

Die virtuelle Messe ist ohne Anmeldung oder Registrierung 
barrierefrei erreichbar. Weitere Infos zur HANDS UP online 
und dem Stuttgarter Handwerk gibt’s auch auf Facebook und 
Instagram.

„Ich hoffe, dass viele junge Menschen den Weg zu www.hands-
up.online finden und die Chancen sehen und erkennen, die das 
Handwerk mit seinen Dualen Ausbildungen bietet.“, wünscht 
sich Kotz. „Im Handwerk ist für jeden Platz, der etwas erreichen 
möchte. Es gibt einen Spruch aus der Handwerkskampagne: Bei 
uns zählt nicht, wo man herkommt. Sondern wo man hinwill. 
Dieser Satz ist mehr als wahr.“

Alexander Kotz,

alexander.kotz@kh-stuttgart.de, 

www.kh-stuttgart.de
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Schweres Erbe bei „geerbten 
Steuervergehen“

Der Verlust eines Angehörigen ist für 
sich schon schmerzlich genug. Umso 
mehr kann dies gelten, wenn mit dem 
großzügigen Erbe auch Steuervergehen 
des Erblassers – z. B. wegen nicht ver-
steuerter Kapitalerträge im Ausland - 
im Raume stehen könnten.

Gesamtrechtsnachfolge des Erben
Denn der Erbe tritt als Gesamtrechts-
nachfolger - mit voller Übernahme von 
Vermögen wie auch Verbindlichkeiten – 
auch in die abgabenrechtliche Stellung 
des Erblassers ein (§ 45 Abs. 1 S. 1 AO). 
Somit laufen die in Gang gesetzten Ver-
jährungsfristen des Erblassers gegen 
den Erben weiter. Dies gilt ebenso für 
die zehnjährige Festsetzungsfrist des  
§ 169 Abs. 2 S. 2 AO.
Stirbt der Erblasser also, bevor die
zehnjährige Frist abgelaufen ist, trifft
den Erben eine Berichtigungspflicht
nach § 153 AO, wenn er vor Ablauf der
Festsetzungsfrist erkennt, dass der Erb-
lasser eine Steuerhinterziehung nach
§ 370 AO begangen hat.

Eigene Steuerstraftat des Erben
Unterlässt der Erbe die Berichtigung, 
obwohl ihm die der Steuerhinter-
ziehung des Erblassers zugrunde-
liegenden Tatsachen (zwischenzeit-
lich) bekannt geworden sind, begeht 
er selbst in eigener Person eine Steuer-

hinterziehung. Dies hat zur Folge, dass 
für den Erben eine eigene Verjährungs-
frist zu laufen beginnt. Folge ist, dass 
die Festsetzungsfrist, bezogen auf die 
durch den Erblasser hinterzogenen 
Steuern, solange gehemmt ist, wie die 
eigene Steuerhinterziehung des Erben 
nicht verjährt ist (§ 171 Abs. 7 AO).
Hätte z. B. der Erblasser im Jahr 2008 
eine Steuerhinterziehung nach § 370 
Abs. 1 Nr. 1 AO begangen, indem er 
für den VZ 2006 Einkünfte nicht er-
klärt hat, verjährt die Tat nach fünf 
Jahren (§ 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB), also 
mit Ablauf des Jahres 2013. Die zehn-
jährige Festsetzungsfrist endet aller-
dings erst mit Ablauf des Jahres 2018. 
Verstirbt der Erblasser im Jahr 2018 
und der Erbe erfährt hierbei von der 
Steuerhinterziehung sowie unterlässt 
es, die Erklärungen zu berichtigen, be-
geht er in diesem Moment eine eigene 
Steuerhinterziehung nach § 370 Abs. 
1 AO bezogen auf den VZ 2008. Seine 
in eigener Person begangene Steuer-
hinterziehung verjährt erst nach weite-
ren 5 Jahren, also mit Ablauf des Jahres 
2023. Durch § 171 Abs. 7 AO endet die 
Festsetzungsfrist solange nicht, wie 
die Steuerstraftat nicht verjährt ist. 
Es können also auch nicht gezahlte 
Steuern des Erblassers aus dem Jahr 
2008 bis zum Jahr 2023 nachgefordert 
werden.

Berichtigung
Nimmt ein Erbe also eine Berichtigung 
nach § 153 AO für „geerbte“ Steuer-
straftaten vor, ist stets zu prüfen, für 
welche Veranlagungszeiträume die ver-
längerte Festsetzungsfrist des § 171 
Abs. 7 AO im Zeitpunkt der Gesamt-
rechtsnachfolge noch nicht abgelaufen 
ist. Ansonsten kann sich der Erbe wegen 
der Hinterziehung von Steuern aus 
lange zurückliegenden Veranlagungs-
zeiträumen strafbar machen, da bei 
Nichtbeachtung des § 171 Abs. 7 AO 
die Berichtigungserklärung nach § 153 
AO nicht vollständig ist und der Erbe so 
eine eigene Steuerstraftat begeht.
Noch länger ist die Frist des durch das 
JStG 2020 geänderten § 376 Abs. 1 AO, 
da hiernach die Verjährung der be-
sonders schweren Steuerhinterziehung 
nach § 370 Abs. 3 AO nun 15 Jahre be-
trägt.  So können bei besonders schwe-
rer Steuerhinterziehung Steuern eines 
Erblassers bis zu 30 Jahre von den Erben 
nachgefordert werden.

Fazit:
Entscheidend ist in den Fällen der Be-
richtigung durch einen Erben die korrek-
te Ausarbeitung der Begleitschreiben an 
das Finanzamt. Es ist daher anzuraten, 
diese von einem im Steuerstrafrecht spe-
zialisierten Rechtsanwalt vornehmen zu 
lassen.

Florian Falkenroth,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu

Rechtsanwalt Florian Falkenroth 
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Inserentenverzeichnis
Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

AP&S International GmbH	
	 www.ap-s.de

AUDAX-Keck GmbH	
	 www.audax.de

1A Autenrieth GmbH&Co. KG	
	 www.autenrieth-kunststofftechnik.de

AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-Info 
GmbH	

	 www.automatenwirtschaft.de

Bartholomäus GmbH	
	 www.geba-emerkingen.de

Lothar Bix GmbH	
	 www.bix-lackierungen.de

Holz-Brüner GmbH	
	 www.holz-bruener.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG	
	 www.buehler-stahlbau.de

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG	
	 www.claus-gebaeudereinigung.de

Degussa Goldhandel GmbH	
	 www.degussa-goldhandel.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Service 
GmbH & Co. KG	

	 www.derichsweiler.com

Derra, Meyer & Partner	
	 www.derra.eu

DIENER & RAPP GmbH & Co. KG  
Eloxalbetrieb	

	 www.dienerrapp.de

Artur Farr GmbH + Co. KG 	
	 www.farr-feinmechanik.de

F. E. R. fischer Edelstahlrohre GmbH	
	 www.fischer-group.com

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	
	 www.gmt-gmbh.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG

	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG	

	 www.aetztechnik-herz.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH	

	 www.kammerer-gewinde.de

Karcoma-Armaturen GmbH	

	 www.karcoma.de

Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG	

	 www.kaercher-tresorbau.de

Golfclub Marhördt Betriebsgesellschaft 

mbH & Co. KG	

	 www.golfclub-marhoerdt.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG	

	 www.mrs-electronic.de

Rathberger GmbH	

	 www.rathberger-blech.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG	

	 www.gebrueder-rueckert.de

SBS-Feintechnik Burger Group	

	 www.burger-gruppe.com

SchwörerHaus KG	

	 www.schwoererhaus.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG	

	 www.uhl-beton.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	

	 www.weberhaus.de

Walter Zepf Schmierungstechnik	

	 www.walter-zepf.de

Gebr. Zimmermann GmbH	

	 www.felswerk.de

Zollas Verzollungen GmbH	

	 www.zollas.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz
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MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich       € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140
info@mit-bw.de
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie,
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich. 
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich       € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



Die Deutsche Automatenwirtschaft ist sich ihrer Verantwortung für Spieler und Gesellschaft bewusst. Darum halten wir uns an strenge 
Grundsätze. Spielteilnahme erst ab 18 Jahren. Übermäßiges Spielen ist keine Lösung bei persönlichen Problemen. Beratung/Info-Tel. 
BZgA unter 01801-37 27 00 (3,9 Cent/Min. aus dem dt. Festnetz, max. 42 Cent/Min. aus deutschen Mobilfunknetzen).

WIR KÄMPFEN FÜR EIN LEGALES SPIEL 
MIT FÜNF REGELN FÜR SPIELHALLEN:
Zutritt nur ab 18 • Kein Alkohol • Geschultes Personal
Spielerschutz • Geprüfte Qualität

automatenwirtschaft.de

Simona, 26, Auszubildende Automatenfachfrau

» FÜNF
REGELN, 100%

FASZINATION.«

LO_973_AZ_Simona_210x297mm_plus3mm_MIT_Magazon.indd   1 26.07.19   12:40


